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Die Europäische Union ist mehr als eine
Wirtschaftsgemeinschaft, im Unterschied
zum amerikanischen Gesellschaftsmodell
ist sie auch eine Solidargemeinschaft. Auch
im Zeitalter der Globalisierung gilt es, das
europäische Sozialmodell zu bewahren. Na-
türlich sind Reformen unerlässlich, wenn
wir die Europäische Union bis 2010 zum
„wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der
Welt“ machen wollen, um „ein dauerhaftes
Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren
Arbeitsplätzen und einem größeren Zusam-
menhalt zu erzielen“, wie es im März 2000
auf dem EU-Sondergipfel in Lissabon
beschlossen wurde.

Die europäischen Sozialdemokraten und
Sozialdemokratinnen haben in der Ge-
schichte der Europäischen Union maßgeb-
lich dazu beigetragen, dass sich die EU
überhaupt zu einer Sozialunion entwickelt
hat. Ursprünglich als flankierende Maßnah-
me gedacht, das europäische Wirtschafts-
projekt zu begleiten, gewann dieser Politik-
bereich im Laufe der Jahre zunehmend an

Bedeutung.Wir haben uns dafür eingesetzt,
dass es inzwischen eine gemeinsame euro-
päische Beschäftigungsstrategie, soziale
Mindeststandards und eine europäische Po-
litik gegen soziale Ausgrenzung und Diskri-
minierung gibt. 

Dass wir heute zahlreiche europaweit gel-
tende Vorschriften zum Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz haben, eine Beteiligung von
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen an
wichtigen Unternehmensentscheidungen
und klare Bestimmungen zur Verhinderung
von Diskriminierung am Arbeitsplatz, das
geht alles auf sozialdemokratische Initia-
tiven im Europäischen Parlament zurück. 

Zu einem sozialen Europa gehört aber
auch, dass es jetzt in der EU gemeinsame
Anstrengungen zur Armutsbekämpfung
gibt, dass alle Mitgliedstaaten endlich die
Gleichstellung von Männern und Frauen
ernst nehmen und dass auch ältere Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen auf dem
Arbeitsmarkt wieder eine Chance erhalten. 

VORWORT

„Auch im Zeitalter der
Globalisierung gilt es, das
europäische Sozialmodell 
zu bewahren.“

Karin Jöns MdEP Barbara Weiler MdEP
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Wir müssen uns aber auch weiterhin dafür
einsetzen, dass wirtschaftliche und soziale
Fortschritte Hand in Hand gehen, denn
Wirtschaftswachstum, mehr Beschäftigung
und eine hohes Niveau an sozialer Sicher-
heit bedingen sich gegenseitig. Wir müssen
insbesondere mehr in die Fähigkeiten und
das Wissen der Menschen investieren, um
auch in Zukunft als Europäische Union
unser solidarisches Sozialmodell und unse-
ren Wohlstand zu bewahren. 

Sozialdemokraten und Sozialdemokratin-
nen werden sich im Europäischen Parla-
ment auch weiterhin mit Nachdruck für die
Annahme der Europäischen Verfassung ein-
setzen, damit beispielsweise die Europäi-
sche Grundrechtecharta rechtsverbindlich
wird und so auch die sozialen Grundrechte
EU-weit für jeden Bürger und jede Bürgerin
einklagbar werden. Dazu gehören zum
Beispiel auch das Recht auf Kündigungs-
schutz und das Streikrecht. 

Zu einem sozialen Europa gehört aber auch
die Gleichstellung der Geschlechter. Vom
Europäischen Parlament ging der Politik-
ansatz des Gendermainstreaming aus,
wonach jede politische Entscheidung, also

auch jede arbeitsmarkt- und sozialpoliti-
sche Maßnahme, in allen Mitgliedstaaten
darauf zu überprüfen ist, dass weder Frauen
noch Männer benachteiligt werden. 

Das europäische Sozialmodell fußt ferner
auf einem hohen Sozialschutzniveau. Doch
die Mitgliedstaaten stehen alle vor der He-
rausforderung, ihre Renten- und Gesund-
heitssysteme aufgrund der demographi-
schen Entwicklung und angespannter
Haushaltslagen grundlegend reformieren zu
müssen. Und bei der Modernisierung ihrer
Sozialschutzsysteme will die EU die Regie-
rungen durch einen verstärkten Informa-
tions- und Erfahrungsaustausch in der
Rentenpolitik sowie in Fragen der Gesund-
heitsversorgung und Altenpflege unterstüt-
zen. Denn nur wenn wir alle bereit sind,
voneinander zu lernen und bewährte Ver-
fahren übernehmen, wird es uns schneller
gelingen, die richtigen Konzepte zu finden,
um eine möglichst hohe Qualität unserer
nationalen Sozialschutzsysteme auf Dauer
zu sichern. 

Wer mehr über all diese Themen erfahren
möchte, ist herzlichst zum Weiterlesen ein-
geladen.
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1.1 Europäische Beschäftigungsstrate-
gie – ein Beitrag zur Arbeitsmarkt-
reform in der Bundesrepublik

EU-weit rund 10 Millionen neue Arbeits-
plätze, 4 Millionen weniger Arbeitslose und
ein Rückgang der Langzeitarbeitslosigkeit
von 5,2 % auf 3,3 %, so lauten erste auf
europäischer Ebene messbare Erfolge nach
fünf Jahren gemeinsamer Anstrengung im
Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit
(vgl. Europäischer Beschäftigungsbericht
2002). Sie sind das Ergebnis der vom
Europäischen Parlament auf sozialdemo-
kratische Initiative hin eingeforderten
europäischen Beschäftigungsstrategie, die
schließlich im Dezember 1997 von den
Staats- und Regierungschefs in Luxemburg
ins Leben gerufen wurde. Damit verpflich-
ten sich alle Mitgliedstaaten der EU freiwil-
lig auf vier gemeinsame Zielsetzungen zum
Abbau der Arbeitslosigkeit, auf zunächst
rund zwanzig, jährlich zu aktualisierende
Leitlinien sowie auf einen organisierten
Austausch von best practice (bewährten
Praktiken) und die Anwendung von bench-
marking (Vergleich von Leistungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten, wobei man sich
an den Besten orientiert). Die rechtliche
Grundlage für diese Form der Zusammen-
arbeit, also die bessere Abstimmung bzw.
Koordinierung der nationalen Beschäfti-
gungspolitiken, war kurz zuvor im Vertrag
von Amsterdam mit der Aufnahme eines
eigenen Beschäftigungskapitels (Art. 125-
130) geschaffen worden (vgl. Kasten S. 8). 

Zwei Jahre später, auf dem Gipfel von
Lissabon (2000) ging man dann beflügelt
von ersten positiven Erfahrungen durch die
bessere gegenseitige Unterrichtung und
somit auch schnellere Verbreitung von Kon-
zepten, die sich in einzelnen Mitglieds-
staaten bereits bewährt hatten, endlich wie-
der so weit, das Erreichen von Vollbeschäf-
tigung zum obersten Gebot europäischer 

Sozial- und Beschäftigungspolitik zu
machen. Seit Lissabon lautet das überge-
ordnete Ziel, die Europäische Union zur
„wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
Wissensgesellschaft der Welt“ zu machen,
einen „Wirtschaftsraum mit nachhaltigem
Wachstum, zunehmenden und besseren
Beschäftigungsmöglichkeiten und einem
größeren sozialen Zusammenhalt“ zu schaf-
fen. Bis zum Jahr 2010 soll die allgemeine
Beschäftigungsquote EU-weit von 61 auf
70%, die von Frauen von 51 auf 60% und die
von älteren Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen von 37,7 auf 50% steigen.
Insgesamt sind rund 15 Mio. Arbeitsplätze
zu schaffen. Voraussetzung hierfür ist aller-
dings eine bessere Koordinierung von Wirt-
schafts-, Sozial- und Beschäftigungspolitik.

Mit der 1997 beschlossenen Europäischen
Beschäftigungsstrategie (EBS) und der
Politik der „offenen Koordinierung“ reagier-
te EU auf die wachsende Massenarbeits-
losigkeit und stellte gleichzeitig klar, dass
die Zuständigkeit für die nationalen Arbeits-
marktpolitiken bei den Mitgliedsstaaten zu
verbleiben habe.

1. DIE BESCHÄFTIGUNGS- 
UND ARBEITSMARKTPOLITIK

Erste Erfolge auf
dem europäischen
Arbeitsmarkt sind
das Ergebnis der
sozialdemokratisch
iniziierten europäi-
schen Beschäfti-
gungsstrategie von
1997: Bauarbeiter
im Berliner Re-
gierungsviertel 
am Spreebogen.
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Die Europäische Beschäftigungsstrategie
beruhte in ihrer ersten Phase von 1998 bis
2000 auf vier großen Zielsetzungen, auch
Säulen genannt. Das waren:

1) die Verpflichtung, mehr für die Beschäf-
tigungsfähigkeit der Arbeitnehmer zu tun,
also mehr Geld in die Aus- und Weiter-
bildung zu stecken (lebenslanges Lernen),

2) die Verpflichtung, die Anpassungsfähig-
keit an den industriellen Wandel zu stär-
ken, indem beispielsweise neue und 
flexiblere Arbeitsformen und -zeiten 
gefördert werden sollten, wozu auch 
Überstundenabbau zählt,

3) die Verpflichtung, vor allem kleinen und 
mittleren Unternehmen Investitionen zu 
erleichtern, was u. a. Steuersenkungen 
beim Faktor Arbeit und den Abbau viel-
fältiger administrativer Hürden bedeutet,

4) die Verpflichtung, mehr für die Gleich-
stellung von Männern und Frauen am 
Arbeitsmarkt zu tun, d. h. vor allem 
Frauen die Rückkehr in den Beruf zu 
erleichtern und den beruflichen Aufstieg 
von Frauen zu fördern, wozu insbeson-
dere die Schaffung von ausreichenden 
Kinderbetreuungseinrichtungen gehört.

Im Jahr 2003 erfolgte dann die erste Reform
der Europäischen Beschäftigungsstrategie,
deren Hauptziel es war, die EBS stärker auf
den Lissabon-Prozess auszurichten. Kon-
kret ging es darum, die Wirtschafts-, Wis-
senschafts-, Beschäftigungs-, und Sozial-
politik besser miteinander zu verknüpfen,
um sich den neuen Herausforderungen der
fortschreitenden Globalisierung stellen zu
können und um die Erweiterung der Euro-
päischen Union vorzubereiten. Zu diesem
Zweck wurden drei eng miteinander ver-
bundene Ziele vereinbart: 

Mit der offenen Koordinierung entstand ein damals völlig neues, „weiches“ Instrument zur
Gestaltung europäischer Politik. Konkret geht es bei der offenen Koordinierung darum, auf
europäischer Ebene gemeinsame Ziele festzulegen, die die Mitgliedstaaten unter Berück-
sichtigung ihrer nationalen Besonderheiten und Problemlagen in die eigene Arbeitsmarkt-
politik umsetzen, wobei der Umsetzungsprozess anhand gemeinsam vereinbarter Indikatoren,
zur Analyse der Beschäftigungssituation und ihrer Entwicklung kontinuierlich überwacht wird.
Jahr für Jahr wiederholt sich seit 1998 der selbe Politikzyklus:

� Die Kommission schlägt beschäftigungspolitische Leitlinien vor; das Europäische Parlament 
gibt hierzu seine Stellungnahme ab; auf dieser Grundlage beschließen die Staats- und 
Regierungschefs dann die Leitlinien.

� Danach erstellen die Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Leitlinien nationale Aktionspläne. 
� Die Kommission führt auf dieser Grundlage länderspezifische Analysen durch und erstellt 

einen gemeinsamen europäischen Beschäftigungsbericht, der u. a. auch Empfehlungen 
unter Verweis auf die jeweils drei besten Mitgliedstaaten (best practice, benchmarking) 
erhält. 

� Dieser Bericht bildet wiederum die Grundlage zur Erstellung der Leitlinien für das folgende 
Jahr.

DIE OFFENE KOORDINIERUNG IN DER 
EUROPÄISCHEN BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK
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1) Fortschritte auf dem Weg zur Vollbe-
schäftigung

2) Arbeitsplatzqualität und Arbeitsproduk-
tivität sowie 

3) das Schaffen eines integrativen europäi-
schen Arbeitsmarkts.

Künftig soll stärkeres Gewicht auf die Er-
gebnisorientierung und die Überwachung
der Umsetzung durch die Mitgliedstaaten
gelegt werden. Hierzu werden die Leitlinien
von zwanzig auf zehn reduziert, was zudem
eine klarere Prioritätensetzung ermöglicht
(vgl. Kasten). Für 2006 ist eine erste Zwi-
schenbewertung geplant. 

Darüber hinaus trägt die reformierte EBS
der Forderung des Europäischen Parla-
ments Rechnung, für eine Synchronisierung
von beschäftigungs- und wirtschaftspoliti-
scher Koordinierung zu sorgen. Künftig legt
die Kommission jeweils im Januar den Be-
schäftigungsbericht für das vergangene Jahr
vor und im April das sogenannte „Leit-
linienpaket“, das aus den beschäftigungs-
politischen Leitlinien und Empfehlungen
sowie den Grundzügen der Wirtschafts-
politik besteht. Der Ministerrat nimmt dann
im Anschluss an die Beratungen des Eu-
ropäischen Parlaments die endgültige
Fassung der beschäftigungspolitischen
Leitlinien und Empfehlungen an. Die Mit-
gliedstaaten erarbeiten schließlich auf die-
ser Grundlage im Laufe des 2. Halbjahres
ihre nationalen Aktionspläne 

Die Mitgliedstaaten haben sich darüber hin-
aus auf ganz konkrete Zielvorgaben verstän-
digt, die sie bis 2005 bzw. 2010 errreichen
wollen. Demnach soll bis 2005 sichergestellt
werden, dass:

� jeder Arbeitslose vor Beginn des vierten 
Monats der Arbeitslosigkeit einen indivi-

duell zugeschnittenen Aktionsplan für 
die Arbeitssuche erhält, 

� alle Arbeitslosen binnen zwölf Monaten 
nach Eintritt der Arbeitslosigkeit in Aus-
bildung oder in den Erwerb von Berufs-
erfahrung vermittelt werden (für Jugend-
liche und in besonderem Maße gefährdete
Arbeitslose innerhalb von sechs Monaten), 

� alle EU-Bürger über entsprechende Ab-
fragemöglichkeiten Zugang zu sämtli-
chen von den nationalen Arbeitsverwal-
tungen bekannt gegebenen Stellenange-
boten erhalten, 

Bis 2010 soll erreicht werden, dass

� 30 % der Langzeitarbeitslosen an einer 
Ausbildungsmaßnahme oder an einer 
Maßnahme zum Erwerb von Berufser-
fahrung teilnehmen,

Die Mitgliedstaaten haben sich dazu verpflichtet: 

� Arbeitslose und Nichterwerbstätige bei der Arbeitssuche zu 
unterstützen sowie Langzeitarbeitslosigkeit zu verhüten,

� den Unternehmergeist zu fördern und das Klima für 
Unternehmensneugründungen zu verbessern,

� die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte und der 
Unternehmen zu fördern,

� Investitionen in Humankapital zu verstärken und zu 
optimieren,

� das Arbeitskräfteangebot zu erhöhen und das aktive Altern 
zu fördern,

� die Gleichstellung der Geschlechter in Beschäftigung und 
Entlohnung zu fördern,

� die Diskriminierung benachteiligter Gruppen zu bekämpfen,
� durch größere finanzielle Anreize Arbeit lohnend zu machen,
� nichtangemeldete Erwerbstätigkeit einzudämmen und 
� die berufliche und geografische Mobilität zu fördern. 

DIE LEITLINIEN DER EUROPÄISCHEN
BESCHÄFTIGUNGSSTRATEGIE BIS 2010
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� die Gesamtzahl der Arbeitsunfälle um 
15 % und die Zahl der Arbeitsunfälle in 
Hochrisikosektoren um 25 % gesenkt 
wird,  

� mindestens 80 % der 25- bis 64-Jährigen 
einen Abschluss der Sekundarstufe II 
erwerben, 

� der Anteil der Erwachsenen, die am 
lebenslangen Lernen teilnehmen, im EU-
Durchschnitt 15 % und in jedem Mit-
gliedstaat mindestens 10 % beträgt,  

� Unternehmen ihre Investitionen in die 
Aus- und Weiterbildung von derzeit 
2,3 % auf 5 % der Arbeitskosten im EU-
Durchschnitt erhöhen, 

� das tatsächliche Durchschnittsalter beim 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben von 
heute 60 Jahren auf 65 Jahre im EU-
Durchschnitt ansteigt, 

� die Unterschiede bei den Beschäfti-
gungsquoten zwischen Männern und 
Frauen beseitigt und das geschlechtsspe-
zifische Lohngefälle in jedem Mitglied-
staat halbiert wird, 

� die Mitgliedstaaten Betreungsplätze für 
90 % aller Kinder im Alter von 3 Jahren 
bis zur Schulpflicht anbieten und für 
mehr als 33 % aller Kinder unter 3 
Jahren Hortplätze zur Verfügung stellen, 

� die Schulabbrecherquote in jedem Mit-
gliedstaat halbiert und die durchschnitt-
liche Schulabbrecherquote in der EU auf 
10 % reduziert wird,

� der Unterschied zwischen der Gesamt-
arbeitslosenquote und den Arbeitslosen-
quoten benachteiligter Personengruppen 
(z.B. Schulabbrecher, gering Qualifizier-
te, Zuwanderer, ethnische Minderheiten, 

behinderte Menschen) in jedem Mit-
gliedstaat um die die Hälfte reduziert 
wird, 

� der Unterschied zwischen der Arbeits-
losenquote von EU-Bürgern und von 
Drittstaatsangehörigen in jedem Mit-
gliedstaat um die Hälfte gesenkt wird. 

1.2 Europäische Beschäftigungspolitik 
konkret: Aus- und Weiterbildung 
sowie Umschulung mit Hilfe des 
Europäischen Sozialfonds

Millionen von Arbeitslosen erhalten nicht
zuletzt mit Hilfe des Europäischen Sozial-
fonds eine neue Chance auf dem Arbeits-
markt. Sie werden mit europäischer Unter-
stützung qualifiziert, aus- und weitergebil-
det bzw. umgeschult. Aber auch Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen, denen der Verlust
des Arbeitsplatzes durch Umstrukturie-
rungen des Betriebs oder gar durch ange-
kündigte Werksschließungen erst droht,
erfahren immer wieder europäische Soli-
darität. Sie werden Dank des Sozialfonds,
noch während sie in Arbeit sind, weiterqua-
lifiziert, um so einer möglichen Arbeits-
losigkeit zuvorzukommen oder sie wenig-
stens verkürzen zu können. Damit stellt die-
ser bereits seit 1957 bestehende und somit
älteste europäische Strukturfonds heute das
wichtigste arbeitsmarktpolitische Instru-
ment der EU dar. Er trägt ganz wesentlich
zur Unterstützung der europäischen Be-
schäftigungsstrategie bei. 

Seit dem Jahr 2000 fördert der Sozialfonds
EU-weit fünf Schlüsselbereiche, die Mit-
gliedstaaten und Europäisches Parlament
gemeinsam festgelegt haben:

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/employment_strategy/index_de.htm �
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1. Die Entwicklung aktiver Arbeitsmarkt-
politiken zur Bekämpfung und Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit, zur Verhin-
derung von Langzeitarbeitslosigkeit, zur 
Wiedereingliederung von Langzeitar-
beitslosen sowie zur Unterstützung der 
beruflichen Eingliederung von Jugend-
lichen und Berufsrückkehrern/Innen;

2. die Chancengleichheit beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt unter besonderer Berück-
sichtigung all jener, die von sozialer 
Ausgrenzung bedroht sind; 

3. die Verbesserung der beruflichen und all-
gemeinen Bildung sowie des lebenslan-
gen Lernens;

4. Modelle zur flexibleren Arbeitszeit und 
modernen Arbeitsorganisation sowie 
Existenzgründungen;

5. spezielle Maßnahmen, um Frauen den 
Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleich-
tern. 

Darüber hinaus unterstützt der Europä-
ische Sozialfonds (ESF) die Mitgliedstaaten
bei der Erprobung neuer Arbeitsmarktpoli-
tiken und Strategien in Form von lokalen
und regionalen Partnerschaften, in denen
sich Kommunen, Arbeitsämter, Gewerk-
schaften, Arbeitgeber und andere zusam-
menfinden. Groß geschrieben wird natür-
lich auch der europaweite Austausch von
Wissen, Ideen und bewährten arbeitsmarkt-
politischen Konzepten. 

Mit all diesen Maßnahmen will die Euro-
päische Union zum einen den Betroffenen
selbst wieder konkrete Perspektiven eröff-
nen. Zum anderen soll das wirtschaftliche
und soziale Gefälle zwischen den Mitglied-
staaten, aber auch zwischen den Regionen
abgebaut und so der soziale und wirtschaft-
liche Zusammenhalt innerhalb der EU

gefördert werden. Die genannten Förder-
schwerpunkte gelten aber nur bis 2006.
Dann gilt es, wie alle 6 Jahre, Bilanz zu zie-
hen, indem die Wirksamkeit der Maßnah-
men kritisch überprüft und der ESF an
neue Entwicklungen angepasst wird. Nur so
kann den veränderten Bedürfnissen Rech-
nung getragen werden. Mit Blick auf den
ESF nach 2006 sind in erster Linie die Kon-
sequenzen aus der EU- Erweiterung um die
Staaten Mittel- und Osteuropas zu ziehen. 

Im Rahmen von
Arbeitsförderungsmaß-
nahmen beschäftigt die
Magdeburger
Sanierungsgesellschaft
zwölf vorwiegend
schwervermittelbare
Langzeitarbeitslose. 
Sie restaurieren kultur-
historisch wertvolle
alte Technik (im Bild ein
1-Zylinder-Dieselmotor)
für das Magdeburger
Technikmuseum.

650 Lehrlinge bildet
die Siemens AG
allein in Ostdeutsch-
land aus: Angelika
Weiss, Zerspan-
nungsmechanikerin
im 3. Ausbildungsjahr
im Siemens-Berufs-
ausbildungszentrum
in Chemnitz.
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Was konkret in der jeweiligen Region geför-
dert wird, liegt in nationaler Verantwor-
tung, wobei jedoch die Förderkriterien ein-
zuhalten und eine nationale Kofinanzierung
zu gewährleisten ist. In Deutschland legen
die Bundesländer ihre eigenen Schwer-
punkte für die Sozialfondsprogramme fest.
Nach Deutschland fließen hierfür im
Zeitraum 2000-2006 rund 11,5 Mrd. Euro.
Bund, Länder und Kommunen müssen die
Maßnahmen dann mit 25 bis maximal 55 %
bezuschussen, denn nur so werden die Gel-
der aus Brüssel, wie die Erfahrung zeigt, in
den Mitgliedstaaten auch verantwortungs-
voll eingesetzt.

1.3 EQUAL – Das Sonderprogramm 
gegen Diskriminierung und 
Ausgrenzung am Arbeitsmarkt

Soziale Ausgrenzung ist ein EU-weit zuneh-
mendes Problem. Immer mehr Menschen
sind von der gesellschaftlichen Teilhabe
ausgeschlossen, 58 Millionen Menschen
leben inzwischen in Armut. Genau dort

setzt EQUAL an, ein Sonderprogramm des
Europäischen Sozialfonds. Das Programm
soll mit dazu beitragen, die sich verschär-
fende Diskriminierung und Ungleichbe-
handlung am Arbeitsmarkt abzubauen.
Denn nur allzu oft liegt hier der Schlüssel
für den Ausschluss von gesellschaftlicher
Teilhabe. EQUAL fördert daher Maßnah-
men, die Diskriminierungen aus Gründen
von Rasse, Religion, Geschlecht, ethnischer
Herkunft, Alter, Behinderung oder sexueller
Ausrichtung entgegentreten. 

Das Besondere im Vergleich zu früheren
Gemeinschaftsinitiativen wie z.B. „ADAPT“
oder „Beschäftigung“ liegt darin, dass erst-
mals Entwicklungspartnerschaften geför-
dert werden und nicht mehr einzelne
Projekte. Ziel ist es vielmehr, möglichst viele
arbeitsmarktpolitisch wichtige Akteure an
einen Tisch zu bringen: Kommunen,
Unternehmen, Gewerkschaften, Arbeitge-
berverbände und andere gesellschaftliche
Initiativen. Sie alle sollen gemeinsam die
für Gemeinden, Kreise oder Regionen spezi-
fischen Bedürfnisse herauskristallisieren
und entsprechende Initiativen entwickeln.
Denn ein breiter lokal- bzw. regionalpoliti-
scher Konsens erleichtert es, für die erar-
beiteten Projekte letztlich auch die nötige
Akzeptanz bei Bevölkerung und Betroffenen
zu erzielen. Die europäischen Gelder gehen
in Form von Globalzuschüssen an die
Entwicklungspartnerschaften, was gleich-
zeitig einen erheblichen Abbau an Büro-
kratie bedeutet.

Die inhaltlichen Schwerpunkte von EQUAL
decken sich mit denen der europäischen
Beschäftigungsstrategie, nämlich die Be-
schäftigungsfähigkeit und die Anpassungs-
fähigkeit an den industriellen Wandel zu
erhöhen, die Chancengleichheit von Män-
nern und Frauen zu stärken und das Unter-
nehmertum zu fördern. Nur so kann es
nach einhelliger Meinung des Europäischen

http://europa.eu.int/comm/employment_ 
social/esf2000/index-de.htm�

Indische Wissen-
schaftlerin im
Innovations- und
Gründerlabor der
Universität Jena.
Der neue Labortrakt
wurde mit Bundes-
mitteln für junge
Existenzgründer
eingerichtet.
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Parlaments gelingen, die europäische Be-
schäftigungsstrategie auch auf lokaler
Ebene zu verankern. 

Jeder Entwicklungspartnerschaft muss
übrigens ein ausländischer Projektpartner
angehören, um gleichzeitig zu einer europa-
weiten Verbreitung von bewährten Ver-
fahren zu kommen. Ein Novum sind geziel-
te Maßnahmen für Asylbewerber, die ihnen
später nach Abschluss des Asylverfahrens
die Integration auf dem Arbeitsmarkt er-
leichtern sollen, sei es im Heimatland oder
in der Europäischen Union. 

Nach Deutschland fließen aus EQUAL rund
515 Mio. Euro für die Zeit von 2000-2006,
wovon mehr als 40% für die ostdeutschen
Bundesländer und Berlin bestimmt sind.
Durch die zusätzlich bereitgestellten natio-
nalen Gelder wurde dieser Betrag auf 982
Mio. Euro aufgestockt. Ansprechpartner
und Koordinator für die Umsetzung von
EQUAL ist das Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit. Unter dem Motto

VON ARMUT BEDROHTE PERSONEN IN EUROPA (1999)

S D A B L F I E UK EL PIRLEU15NL FINDK
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58 Millionen Bürger der EU leben in Armut: Eine Frau aus
Berlin Marzahn sucht im Müll-Container nach Verwertbarem

15 Prozent der EU-
Bevölkerung waren 
an der Schwelle zum
21. Jahrhundert von
Armut bedroht.
Während in Schweden
unterdurchschnittlich
neun Prozent von
Armut betroffen sind,
zählen 21 Prozent der
Griechen und
Portugiesen, 19
Prozent der Briten
und Spanier und 18
Prozent der Iren und
Italiener zu den von
Armut Betroffenen.
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„Gemeinsam mehr erreichen“ werden in
Deutschland während der ersten Förderrun-
de 109 Entwicklungspartnerschaften geför-
dert, die insgesamt 1100 Einzelprojekte
zählen. Dabei verfolgt die Hälfte einen re-
gionalen, die andere Hälfte einen sektoralen
Ansatz, der sich ausschließlich um einen be-
stimmten Wirtschaftszweig oder an eine spe-
zielle Zielgruppe von Betroffenen richtet. 

Über die Hälfte der deutschen Entwick-
lungspartnerschaften konzentriert sich auf
die Verbesserung der Beschäftigungsfähig-
keit, also auf die Erleichterung der Rück-
kehr in den Arbeitsmarkt und die Bekäm-
pfung von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit. Den zweiten Schwerpunkt bildet
die Förderung der Anpassungsfähigkeit an

den industriellen Wandel unter besonderer
Berücksichtigung der Hinführung an neue
Informationstechnologien und die Förde-
rung des lebenslangen Lernens. Erst an drit-
ter Stelle folgen Maßnahmen zur Chancen-
gleichheit, wo es vor allem darum geht, die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf nach-
haltig zu fördern und die Geschlechter-
trennung im Beruf aufzuheben. 

Die zweite Förderrunde ist für das Jahr
2004 geplant. Weiterführende Informa-
tionen zu EQUAL sind zu finden unter:

www.equal-de.de
www.europa.eu.int/comm/employment_
social/equal

�

Maßnahmen gegen Diskriminierung
aller Art sollen durch das
Sonderprogramm EQUAL des
Europäischen Sozialfonds gefördert
werden: In einem Call-Center in
Antwerpen wird eine junge
Einwandererin an neue
Informationstechnologien 
herangeführt.



15

THEMA EUROPA: Das soziale Europa muss es sein 04/2004 

2.1 Arbeitnehmerbeteiligung 
im industriellen Wandel

Unternehmen sind heute sowohl weltweit
als auch im europäischen Binnenmarkt
einem ständig zunehmenden Wettbewerbs-
druck ausgesetzt. Das führt immer wieder
zu betriebsinternen Umstrukturierungen
und Entlassungen, zu Unternehmensfu-
sionen und bald auch zur Gründung Eu-
ropäischer Aktiengesellschaften. Doch die
Interessen der Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen wurden oft nicht berücksich-
tigt. Deshalb hat sich das Europäische
Parlament auf Initiative seiner sozialdemo-
kratischen und gewerkschaftlich organisier-
ten Mitglieder stets mit Nachdruck für eine
Stärkung der Arbeitnehmerrechte auf Infor-
mation, Anhörung und Teilhabe an den
unternehmerischen Entscheidungsprozes-
sen eingesetzt. Und einige beachtliche
Schritte sind uns in den letzten Jahren auch
gelungen. So zählen zu den wichtigsten
europäischen Rechtsvorschriften neben den
Richtlinien zu Massenentlassungen und
Unternehmensübergängen auch jene über
Europäische Betriebsräte, die Information
und Konsultation der Arbeitnehmerschaft
sowie zur Europäischen Aktiengesellschaft.
Sie alle sind zwar noch weit entfernt von
unserer deutschen Mitbestimmung, doch
sie stellen einen wichtigen Schritt in die
richtige Richtung dar und bedeuten für die
Beschäftigen in einigen Mitgliedstaaten
einen wirklichen Fortschritt.

Europäische Betriebsräte (EBR)

Im Jahre 1994 schufen Europäisches Par-
lament und Ministerrat die rechtlichen
Voraussetzungen für die Bildung Europä-
ischer Betriebsräte (EBRs). Die Verabschie-
dung der Richtlinie 94/96 EG trug endlich
der steigenden Zahl von grenzüberschrei-
tenden Firmenzusammenschlüssen Rech-

nung. Den enormen Erfolg dieser Richtlinie
belegt die Tatsache, dass wir inzwischen in
der EU mehr als 650 EBRs haben. Für
Deutschland stellen die Bestimmungen zu
den EBRs eine Ergänzung zur nationalen
Gesetzgebung im Bereich der Mitbestim-
mung dar und wurden in das Betriebsver-
fassungsgesetz übernommen. 

Europäische Betriebsräte können demnach
in Unternehmen und Unternehmensgrup-
pen gegründet werden, die über mindestens
tausend Beschäftigte in der EU und jeweils
150 Beschäftigte in mindestens zwei EU-
Mitgliedstaaten verfügen. Über die Zusam-
mensetzung ihres Europäischen Betriebs-
rats, seine Befugnisse, die Arbeitsweise
sowie seine finanzielle Ausstattung können
sich die Vertreter von Arbeitnehmerschaft
und Konzernleitung selbst im Rahmen von
Verhandlungen verständigen. Nur wenn es
zu keiner Einigung kommt, sind die Min-
destvorschriften der EU-Richtlinie anzu-
wenden. Danach gilt: 

� ein EBR zählt mindestens drei und 
höchstens dreißig Mitglieder, 

� die Wahl erfolgt entweder durch Arbeit-
nehmervertreter oder direkt durch alle 

2. FÜR MEHR ARBEITNEHMERRECHTE

Schon vier Jahre
bevor das Euro-
päische Parlament
die Bildung Euro-
päischer Betriebs-
räte beschloss
(1994) wurde bei
Volkswagen der
Grundstein für
einen Europäischen
Konzernbetriebsrat
gelegt (1990):
Die Vertragsunter-
zeichnung (im Bild)
erfolgte 1992 in
Brüssel.
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Beschäftigten, wobei die Arbeitnehmer 
aus jedem betroffenen Mitgliedstaat 
mindestens einen Sitz erhalten,

� die Euro-Betriebsräte genießen den glei-
chen Schutz wie die anderen Arbeitneh-
mervertreter im jeweiligen Mitgliedstaat, 

� die EBRs werden in Angelegenheiten 
unterrichtet und angehört, die das EU-
weit operierende Unternehmen insge-
samt oder mindestens zwei Betriebe in 
verschiedenen Mitgliedstaaten betreffen,

� mindestens einmal jährlich findet eine 
Sitzung von EBR und Arbeitgebervertre-
tern statt, bei der über die Entwicklung 
des Konzerns unterrichtet wird,

� die Verwaltungskosten (Sitzungen, Über-
setzung und Experten) trägt der Kon-
zern.

Auch wenn die EBR-Richtlinie sich bewährt
hat, so ist sie trotzdem in einigen Punkten
verbesserungswürdig. So möchte das Euro-
päische Parlament im Interesse der Arbeit-
nehmerschaft in der geplanten Novellierung

vor allem festschreiben, dass künftig weit
mehr europäische Unternehmen verpflich-
tet werden, Europäische Betriebsräte zu
gründen. Es geht darum, die Schwellen-
werte derart zu senken, dass auch Unter-
nehmen mit kleineren Standorten in den
Geltungsbereich der Richtlinie fallen. Nach
sozialdemokratischer Vorstellung sollte ein
EBR in Unternehmen mit EU-weit mehr als
500 Beschäftigten eingerichtet werden,  die
in mindestens zwei Mitgliedstaaten jeweils
mehr als 100 Beschäftigte haben. Darüber
hinaus sollten angemessene Sanktionen
gegen Unternehmen festgelegt werden, die
gegen ihre Unterrichtungs- und Konsul-
tationspflicht verstoßen. Das würde bedeu-
ten, dass bestimmte Unternehmensent-
scheidungen nur dann rechtskräftig sind,
wenn die Arbeitnehmervertreter und -ver-
treterinnen vorher unterrichtet und ange-
hört wurden. Außerdem sind die Fristen
präziser festzulegen, innerhalb derer die
Arbeitgeber eine „rechtzeitige“ Information
zu geben haben. 

Information und Konsultation in natio-
nalen Unternehmen ab 50 Mitarbeitern

In der Vergangenheit passierte es immer
wieder, dass Unternehmen ihren Beschäftig-
ten wichtige Informationen über die wirt-
schaftliche Situation und Entwicklung ihrer
Betriebe vorenthielten. So erfuhr beispiels-
weise die Belegschaft der belgischen Flug-
gesellschaft SABENA im November 2001
erst einen Tag nach der Konkursantrags-
stellung und selbst das noch per E-Mail,
dass sie am nächsten Tag nicht mehr zur
Arbeit zu erscheinen hätte. Ein anderer
spektakulärer Fall war zuvor im März 1997
die Schließung des belgischen Renault-
Montagewerks im Brüsseler Vorort Vilvoor-
de, die die Beschäftigten damals völlig
unvorbereitet traf. Um die Beschäftigten 
vor ähnlichen „bösen“ Überraschungen zu

7. November 2001:
Crew-Mitglieder der
belgischen Flugge-
sellschaft SABENA
protestieren mit
einer Menschen-
kette auf dem Roll-
feld des Brüsseler
Flughafens „Zaven-
tem“. Sie hatten
erst einen Tag nach
der Konkursanmel-
dung vom Aus für
SABENA erfahren.
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schützen, verabschiedeten Europäisches
Parlament und Ministerrat im Januar 2002
die Richtlinie zur Information und Konsul-
tation der Arbeitnehmerschaft. 

Danach gilt ab 2005 für alle Betriebe ab
zwanzig Beschäftigten und für Unterneh-
men ab fünfzig Beschäftigten die Pflicht zur
Unterrichtung und Anhörung der Beleg-
schaft. Der Arbeitgeber muss die Beleg-
schaft sowohl über die wirtschaftliche und
finanzielle Situation des Unternehmens
informieren als auch auf künftige Entwick-
lungen und Betriebsplanungen hinweisen.
Mit diesen Schwellenwerten konnte das
Europäische Parlament sicherstellen, dass
immerhin die Hälfte aller Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen in der EU einen
besseren Schutz vor der Willkür ihrer
Unternehmensleitung haben. Auch wenn
diese Vorschrift sicherlich noch weit ent-
fernt ist von der deutschen Mitbestimmung,
so stellt sie doch einen wichtigen Schritt in
die richtige Richtung dar. Selbst Groß-
britannien und Irland, die bislang keine
Arbeitnehmerinformation kennen, müssen
die Richtlinie umsetzen, wozu sie allerdings
zwei Jahre länger Zeit haben, d.h. bis 2007. 

Auch bei uns profitieren Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen von der neuen europäi-
schen Regelung. Sie verlangt nämlich, dass
Arbeitgeber, die ihrer Informationspflicht
nicht nachkommen, durch national festzu-
legende Sanktionen angemessen abgestraft
werden. Bedauerlich ist jedoch die Tat-
sache, dass der in Deutschland und Öster-
reich geltende Tendenzschutz wegen des
Widerstands der konservativen Fraktion im
Europäischen Parlament nicht abgeschafft
wurde. Diese unzeitgemäße Klausel vermin-
dert den arbeitsrechtlichen Schutz in be-
stimmten Branchen (z.B. Medien, karitative
Verbände, Kirchen und Parteien). 

Die Europäische Aktiengesellschaft

Schließen sich Unternehmen bzw. Unter-
nehmensteile aus verschiedenen Mitglied-
staaten zu einer Europäischen Aktiengesell-
schaft (Europa-AG) zusammen, müssen sie
die in ihren Unternehmen bisher geltenden
Regelungen der Arbeitnehmerbeteiligung
beibehalten bzw. mit den Arbeitnehmer/-
innen für die gesamte Europa-AG eine ein-
vernehmliche Lösung finden. Wichtig ist
dabei, dass der Bestandsschutz für Beschäf-
tigte, die eine weitergehende Mitbestim-
mung haben, wie z.B. in Deutschland,
gewahrt bleibt. Dafür haben sich mit Erfolg
die deutschen Sozialdemokraten im Euro-
päischen Parlament und die Bundesre-
gierung eingesetzt. Ist also eine deutsche
Kapitalgesellschaft an einer Europa-AG
beteiligt, gilt die Mitbestimmung gemäß 
des deutschen Betriebsverfassungsgesetzes.
Übrigens werden vergleichbare Regelungen
auch für die Europäische Genossenschaft
gelten.

Am Widerstand der
konservativen Frak-
tion im Europäi-
schen Parlament
scheitern bislang
alle Bemühungen,
die in Deutschland
und Österreich 
geltende Tendenz-
schutzklausel ab-
zuschaffen, die bei
Medien (im Bild 
die Zentralredaktion
der Deutschen
Presse-Agentur),
Kirchen und Partei-
en die Informations-
pflicht ausdrücklich
nicht vorsieht.
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2.2 Europäische Regelungen 
zur Arbeitszeit 

Seit 1993 sind EU-weit geltende Mindest-
standards zur Gestaltung der Arbeitszeit
Schritt für Schritt auf immer mehr Beschäf-
tigungsbranchen und -bereiche ausgedehnt
worden. Ziel dieser Initiative des Europä-
ischen Parlaments war es, endlich Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen überall in
der EU vor gesundheitlichen Schäden auf-
grund zu langer Arbeitsdauer, zu kurzer
Ruhe- oder extrem unregelmäßiger Arbeits-
zeiten besser zu schützen. Gleichzeitig woll-
ten Parlament und Kommission durch die
Festlegung gleicher Arbeitsbedingungen für
alle Unterneh-
men einen fai-
ren Wettbewerb
im Binnenmarkt
s icherste l len
und das rich-
tige Gleichge-
wicht zwischen
den Sicherheits-
interessen der
Beschäftigten
und der von
den Unterneh-
men benötigten
Flexibilität her-
stellen. 

Zu den in der Arbeitszeitrichtlinie festge-
schriebenen Mindestvorschriften gehören
eine tägliche Ruhezeit von mindestens 11
Stunden, eine wöchentliche Ruhezeit von
35 Stunden und eine Höchstarbeitszeit von
wöchentlich 48 Stunden, bezogen auf einen
Zeitraum von 4 Monaten. Die Sozialpartner
können diesen Bezugszeitraum jedoch in
Tarifverträgen auf ein Jahr verlängern. Die
normale Arbeitszeit von Nachtarbei-
tern/innen darf in einem Zeitraum von 24
Stunden 8 Stunden nicht überschreiten.
Darüber hinaus schreibt die Richtlinie EU-

weit einen Mindesturlaub von 4 Wochen pro
Jahr vor. Die Mitgliedstaaten mussten die
Richtlinie bis Ende 1996 umsetzen. 

Von diesen Vorschriften ausgenommen wa-
ren anfangs noch die Luftfahrt, der Schie-
nen- und Straßenverkehr, die Schifffahrt,
Hochseefischer sowie Ärzte in der Ausbil-
dung. Das änderte sich aber weitgehend im
Juni 2000 mit der Verabschiedung der
novellierten Arbeitszeitrichtlinie. Seitdem
gelten die Mindeststandards für weitere 5
Mio. Menschen. Die Vorschriften greifen
nun unbeschränkt für alle Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen mit Ausnahme der
mobilen Arbeits- und Offshorekräfte. Für

sie finden nur
b e s t i m m t e
grundlegende
Bestimmungen
A n w e n d u n g
wie der An-
spruch auf an-
gemessene Ru-
hezeiten, eine
Arbeitswoche
von maximal 48
Stunden, vier
Wochen Jah-
resurlaub so-
wie der Schutz
durch die ver-
schiedenen Be-

stimmungen zur Nachtarbeit. Für die Zivil-
luftfahrt kam es zwischen den Sozialpart-
nern im März 2000 zu einer speziellen
Arbeitszeitregelung, der das Europäische
Parlament und der Ministerrat im Novem-
ber 2000 zugestimmt haben. 

Der Europäische Gerichtshof stellte dann
2003 in einem Urteil klar, dass auch die
Bereitschaftsdienste der Krankenhausärzte
als Arbeitszeit zu gelten haben, was nicht
nur in der deutschen Ärzteschaft zu einem
Aufatmen führte. Doch die Entscheidung

Die Jahresarbeitszeit
Tatsächlich geleistete Arbeitszeit im Jahr 2002

 je Erwerbstätigen in Stunden
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des EuGH wird in mehreren Mitglied-
staaten erhebliche Auswirkungen auf den
Klinikbetrieb haben und letztlich zur Neu-
einstellung zusätzlicher Ärzte führen müs-
sen. Vor diesem Hintergrund hat das Euro-
päische Parlament die Kommission aufge-
fordert, Studien über die zu erwartenden
Folgen des „Jäger“-Urteils erarbeiten zu las-
sen und Vorschläge für eine genauere Defi-
nition und Berechnung des Bereitschafts-
dienstes vorzulegen. Das aber darf nach
Auffassung der Sozialdemokratischen Frak-
tion im Europäischen Parlament nicht dazu
führen, dass Mitgliedstaaten die Möglich-
keit erhalten, einzelne Bereiche wie den
Bereitschaftsdienst aus dem Geltungsbe-
reich der Arbeitsrichtlinie herauszunehmen.

Vielmehr fordern wir Sozialdemokraten die
Streichung der heute bestehenden „Opt-
Out-Klausel“, die es einzelnen Mitglied-
staaten unter bestimmten Bedingungen
erlaubt, die 48-Stunden-Regelung nicht
anzuwenden. Diese Regelung wird vor
allem vom Vereinigten Königreich miss-
bräuchlich angewandt, so dass heute mehr
als 4 Mio. Beschäftigte 48 Stunden und 
1,55 Mio. Beschäftigte mehr als 55 Stunden
arbeiten. Studien zufolge sollen sogar 33 %
aller  britischen Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen eine Vereinbarung unter-
zeichnet haben, derzufolge sie bereit sind,
mehr als 48 Stunden zu arbeiten. Der
Rückgriff auf das Opt-Out wird quasi zur
Regel, worin ein eindeutiger Verstoß gegen
EU-Recht zu sehen ist. 

2.3 Sozialer Dialog 

Eine tragende Säule des sozialen Europas
war und ist der soziale Dialog. Er hat gera-
de in den letzten Jahren entscheidend an 

Bedeutung gewonnen und wiederholt nicht
nur wichtige sozialpolitische Anstöße gege-
ben, sondern auch gemeinsame europäische
Regelungen hervorgebracht, die entweder
zu EU-weit gültigen Selbstverpflichtungen
der Sozialpartner oder aber zu gesetzlichen
Mindeststandards über entsprechende EU-
Richtlinien geführt haben. 

Doch was verbirgt sich unter dem Begriff
des sozialen Dialogs? Das sind zum einen
der Informations- und Meinungsaustausch
sowie die Verhandlungen zwischen den
europäischen Sozialpartnern und zum
anderen ihr kontinuierlicher Dialog mit der

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/labour_law/index_de.htm�

Seit Juni 2000 gelten
Mindeststandards
bei der Arbeitszeit
auch für Luft- und
Schifffahrt, sowie für
den Schienen- und
Straßenverkehr: ICE-
Fahrzeugführer im
Cockpit des ICE 3
(oben). Nach einem
Urteil des EUGH von
2003 zählen auch die
Bereitschaftsdienste
der Krankenhaus-
ärzte als Arbeitszeit:
Visite am Allgemei-
nen Krankenhaus 
St. Georg in Ham-
burg (unten).
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Europäischen Kommission und dem Euro-
päischen Parlament. Die Anfänge des sozia-
len Dialogs gehen in das Jahr 1985 zurück.
Seit dem Vertrag von Maastricht (1993) ist
die Europäische Kommission verpflichtet,
die Sozialpartner bereits im Vorfeld der
Erarbeitung sozialpolitischer Initiativen zu
konsultieren. Dieses Verfahren hat sich
bewährt. 

Der sozialpolitische Dialog wird von Kom-
mission und dem Europäischen Parlament
mit den drei wichtigsten Organisationen
geführt: dem Europäischen Gewerkschafts-
bund (EGB), der Union der Industrie- und
Arbeitgeberverbände Europas (UNICE) und
dem Europäischen Zentralverband der
öffentlichen Wirtschaft (CEEP). Die Sozial-
partner können auch aus eigener Initiative
branchenspezifische bzw. branchenüber-
greifende Vereinbarungen treffen oder
Anregungen für gesetzliche Vorschriften
machen. Allein in den letzten sechs Jahren
wurden in über 27 europäischen Aus-
schüssen (z.B. für Postdienste, Baugewerbe
und Versicherungen) rund 230 branchen-
spezifische Vereinbarungen getroffen. 

Europaweit einheitliche Mindeststandards,
d.h. in die nationale Gesetzgebung über-
nommene Regelungen, gehen also entweder
auf Initiativen der Sozialpartner selbst oder
auf eine Initiative der Europäischen Kom-
mission, des Europäischen Parlaments oder
gar des Ministerrats zurück. Sie kommen
jedoch nie ohne Beteiligung der Sozialpart-
ner im Rahmen des sozialen Dialogs zu
Stande. 

Dass wir heute EU-weite Mindeststandards
für den Elternurlaub, für befristete Arbeits-
verhältnisse und für die Arbeitszeiten auf
See und in der Luftfahrt haben, ist nicht
zuletzt das Ergebnis des überaus erfolgrei-
chen sozialen Dialogs und entsprechender
Beschlüsse von Europäischem Parlament

und Ministerrat. Das gilt z.B. für die Leit-
linien zur Telearbeit im Telekommunika-
tionssektor sowie für die Beschäftigung
älterer Arbeitnehmer. Inzwischen gelten die
Regelungen, die dank des sozialen Dialogs
vereinbart wurden, für die Beschäftigungs-
verhältnisse von über 70 Mio. Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen und finden in
nahezu 6 Mio. Unternehmen Anwendung. 

Auf Initiative der Sozialdemokratischen
Fraktion im Europäischen Parlament gibt
es seit 2003 mindestens einmal jährlich
einen speziellen Gipfel, auf dem die So-
zialpartner zusammen mit Ratspräsident-
schaft und Europäischer Kommission wirt-
schafts- und sozialpolitische Initiativen
beraten. 

Der Konvent zur Zukunft Europas hat die
bedeutende Rolle des sozialen Dialogs bei
der Weiterentwicklung des europäischen
Sozialmodells in seinem Entwurf für die
europäische Verfassung ausdrücklich fest-
geschrieben. Neben den Kapiteln Beschäf-
tigung und Sozialpolitik enthält Teil 1 einen
neuen Artikel 47 mit der Überschrift „Die
Sozialpartner und der autonome soziale
Dialog“, der wie folgt lautet: 

„Die Europäische Union anerkennt und 

fördert die Rolle der Sozialpartner auf Ebene

der Union unter Berücksichtigung der Unter-

schiedlichkeit der nationalen Systeme; sie 

fördert den sozialen Dialog und achtet dabei

die Autonomie der Sozialpartner.“ 

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/soc-dial/social/index_de.htm �
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In einem anderen EU-Mitgliedstaat leben
und arbeiten zu können, ist bereits seit den
Römischen Verträgen von 1957 ein Grund-
recht aller europäischen Bürger und Bürge-
rinnen. Aber der Umzug in ein anderes Land
stellt Arbeitssuchende meist vor zahlreiche
praktische, administrative und rechtliche
Hindernisse. Dass ein echter europäischer
Arbeitsmarkt noch Zukunftsmusik ist, be-
weisen einmal mehr die jüngsten Daten zur
Mobilität in Europa. Nur 225.000 Personen,
d.h. 0,1 % der EU-Bevölkerung zogen im
Jahr 2000 in einen anderen EU-Mitglied-
staat. Dabei ist gerade die Arbeitsmobilität
zentrale Voraussetzung für mehr Beschäfti-
gung, Wirtschaftswachstum und regionalen
Zusammenhalt. Aus diesem Grund hat die
Europäische Union immer wieder zahlrei-
che Maßnahmen auf den Weg gebracht, um

bis 2010 einen echten europäischen Arbeits-
markt zu schaffen. 

3.1 Wanderarbeitnehmer und ihre 
sozialen Rechte

Für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,
die innerhalb der EU aus beruflichen
Gründen von der Freizügigkeit Gebrauch
machen, sogenannte Wanderarbeitnehmer/
innen, gelten die gleichen sozialen Rechte
und Leistungsansprüche wie für einheimi-
sche Beschäftigte. Genauso verhält es sich
im Falle von Grenzgängern und Grenz-
gängerinnen, also von Arbeitnehmern und
Arbeitnehmerinnen, die im Grenzgebiet
eines Mitgliedstaates wohnen und in dem
benachbarten Mitgliedstaat beschäftigt

3. GLEICHE RECHTE 
BEI MOBILITÄT UND FREIZÜGIGKEIT

Arbeit wird heute nicht nur vor Ort, in der Region oder im eigenen Land gesucht, sondern auch
im europäischen Ausland. Deshalb gibt es bereits seit 1993 ein Serviceangebot namens EURES
(die Abkürzung steht für „EURopean Employment Services“). Es handelt sich um ein von der
Europäischen Kommission koordiniertes Kooperationsnetz, dem die Arbeitsverwaltungen von
heute 18 (EU-15 sowie Island, Liechtenstein und Norwegen) und bald 28 Ländern angehören
werden. EURES berät, informiert und unterstützt europäische Bürgerinnen und Bürger, die in
einem anderen Land arbeiten möchten, sowie Arbeitgeber, die ausländische Arbeitskräfte ein-
stellen möchten. 
Über das EURES-Netz stehen den Arbeitssuchenden und Arbeitgebern vor Ort in der ganzen
EU mehr als 600 EURES-Berater als persönliche und speziell geschulte Ansprechpartner/innen
zur Verfügung. Darüber hinaus hat EURES eine Datenbank mit Stellenangeboten aus der
ganzen EU eingerichtet, die über die EURES-Website öffentlich zugänglich ist. Die Datenbank
ermöglicht es Arbeitgebern, Stellenangebote in 17 bzw. bald 27 anderen Ländern zu veröf-
fentlichen. Rund ein Viertel aller freien Stellen in der EURES-Jobdatenbank betreffen die
Sektoren Tourismus, Hotel und Einzelhandel. Gleichzeitig können Stellensuchende ihren
Lebenslauf in eine sogenannte Lebenslauf-Datenbank eingeben, die von Arbeitgebern einge-
sehen werden kann. Die EURES-Website wird pro Jahr von mehr als 1 Mio. Menschen besucht. 
Eine besonders wichtige Rolle kommt EURES vor allem in den Grenzregionen zu. Dort sind in
den letzten Jahren 20 EURES-Grenzpartnerschaften entstanden. Hier bemühen sich öffentliche
Arbeitsverwaltungen, Sozialpartner und Gebietskörperschaften um praktische Lösungen aktu-
eller Probleme auf dem Arbeitsmarkt. 

EURES – JOBS OHNE GRENZEN

http://europa.eu.int/eures/home.jsp?lang=de�



THEMA EUROPA: Das soziale Europa muss es sein04/2004

22

sind. Danach behalten Wanderarbeit-
nehmer/innen ihre im Herkunftsland erwor-
benen Renten- und Sozialversicherungs-
ansprüche. Sie werden später mit den in
anderen EU-Staaten erworbenen Versiche-
rungszeiten und Leistungsansprüchen zu-
sammengerechnet und können in jeden
anderen Mitgliedstaat „exportiert“ werden. 

Obwohl die Verordnung jedes Jahr an
gesetzliche Veränderungen in den Mitglied-
staaten angepasst wird, kommt es für die
Betroffenen leider immer wieder zu Un-
stimmigkeiten und Problemen, so dass das
Europäische Parlament seit einigen Jahren
auf eine grundsätzliche Überarbeitung und
Vereinfachung der höchst komplexen Ver-
ordnung drängt, um sowohl den Betroffe-
nen als auch den Verwaltungen das Leben
leichter zu machen. 

Die novellierte Verordnung, über die inzwi-
schen in weiten Teilen Einigkeit zwischen
Parlament und Ministerrat besteht, soll
2006 in Kraft treten und erstmals für alle
Personen gelten, die ordnungsgemäß sozial-
versichert sind, und zwar unabhängig
davon, ob es sich um abhängig Beschäftigte
oder Selbstständige, Beamte, Rentner, Stu-
dierende oder Personen ohne Erwerbs-
tätigkeit handelt. 

Die wichtigsten Verbesserungen gegenüber
der alten Verordnung sind:

� die Regelungen gelten nicht mehr nur 
für EU-Bürger/innen, sondern auch für 
Drittstaatsangehörige und ihre Familie, 
sofern sie legal in der EU leben und 
arbeiten, 

� die Frist für Arbeitslose, in der sie sich 
eine neue Beschäftigung außerhalb ihres 
Landes suchen dürfen, wird von drei auf 
sechs Monate ausgedehnt, 

� erstmals fallen auch Vorruhestandsre-
gelungen in den Geltungsbereich der 
Verordnung,

� pensionierte Wanderarbeiter können 
sowohl die Gesundheitsversorgung ihres 
Wohnlandes als auch die des Landes, in 
dem sie zuletzt beschäftigt waren, in 
Anspruch nehmen. 

3.2 Entsenderichtlinie

Seit dem Bestehen des europäischen Binnen-
marktes bieten immer mehr Unternehmen
ihre Dienstleistungen grenzüberschreitend
an. Zur Erledigung der Aufträge entsenden
sie ihre Arbeitnehmer und Arbeitnehme-
rinnen vorübergehend in einen anderen
Mitgliedstaat. Das jedoch führte in der Ver-
gangenheit immer wieder zu erheblichen
Wettbewerbsverzerrungen, da die Unter-
nehmen für ihre entsandten Arbeitnehmer/
innen nicht an die ortsüblichen Arbeits- und
Sozialbedingungen gebunden waren. In
Deutschland hatte in den neunziger Jahren
vor allem die Baubranche unter diesem
Lohn- und Sozialdumping zu leiden. Zeit-
weise arbeiteten gar 150.000 Arbeitnehmer,
die insbesondere aus Portugal, Spanien und
Großbritannien kamen, zu Billiglöhnen auf
deutschen Baustellen, wodurch die Arbeits-

Darüber hinaus haben Europäisches Parlament und Ministerrat
die Einführung einer europäischen Krankenversicherungskarte
beschlossen. Sie wird ab 1. Juni 2004 eingeführt und u.a. das 
bisherige Formular E 111 ersetzen. Ziel ist es, Patienten und Pa-
tientinnen ihre im Ausland getätigten Ausgaben schneller durch
die Krankenkassen erstatten zu lassen. EU-Bürger und -Bürge-
rinnen, die sich vorübergehend im Ausland aufhalten, haben 
übrigens – gleichgültig ob Urlauber/in, Student/in oder Arbeit-
nehmer/in – nicht nur wie bisher Anspruch auf unverzüglich not-
wendige Sachleistungen, sondern auf alle erforderlichen medizi-
nischen Behandlungen. 

EUROPÄISCHE KRANKENVERSICHERUNGSKARTEN
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losigkeit deutscher Bauarbeiter stieg und
die Existenz kleiner und mittlerer Bau-
unternehmer zunehmend bedroht war.

Diesem Missstand schob die europäische
Entsenderichtlinie im Jahr 1996 einen
Riegel vor. Sie schützt Beschäftigte inländi-
scher Unternehmer vor Billiglohnkon-
kurrenz durch entsandte Kollegen und
Kolleginnen aus anderen Mitgliedstaaten.
Denn wer länger als einen Monat im
Ausland arbeitet, tut dies zu den gleichen
Arbeitsbedingungen wie die dort Beschäf-
tigten. Das heißt konkret: Er genießt den
gleichen Urlaubsanspruch, hat dieselben
Arbeitszeitregelungen (z.B. Höchstarbeits-
und Mindestruhezeit) und den gleichen
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz. Vor
allem muss dem entsandten Arbeitnehmer
der vor Ort geltende Mindestlohn (inklusive
Überstundensätze) gezahlt werden, sofern

die betreffenden Tarifverträge für allgemein-
verbindlich erklärt wurden. In Deutschland
gilt die Entsenderichtlinie bereits seit
Januar 1999 für alle Branchen. Übrigens:
Der Europäische Gerichtshof hat in einem
Urteil aus dem Jahr 2002 klargestellt, dass
die von den Tarifparteien am Bau ausge-
handelten Mindestlöhne für sämtliche
Arbeitnehmer/innen gelten, auch für solche
aus dem EU-Ausland. 

Entlang der deutschen
Grenze hat sich inzwi-
schen eine lückenlose
Kette von Euregios
gebildet, in denen
kommunale, regionale,
kulturelle und soziale
Probleme grenzüber-
greifend behandelt
werden. In 20 EURES-
Grenzpartnerschaften
bemühen sich
Arbeitsverwaltungen,
Sozialpartner und
Kommunen um prak-
tische Lösungen auf
dem Arbeitsmarkt.

Mit der europäischen
Entsenderichtlinie
von 1996 werden
inländische Arbeit-
nehmer vor ausländi-
scher Billiglohnkon-
kurrenz geschützt:
Nach einem Monat
arbeiten ausländische
Arbeitnehmer zu den
selben Konditionen
wie ihre deutschen
Kollegen.



In der Europäischen Union verletzen
sich jährlich rund 4,8 Mio. Menschen
am Arbeitsplatz. Die traurige Bilanz
sind 5.275 Unfalltote. Etwa 4 % aller Be-
schäftigten erlitten im Jahr 2000 einen
Arbeitsunfall, der zu einer Arbeitsunfä-
higkeit von mehr als drei Tagen führte.
Hauptunfallursachen hierfür sind in
Deutschland Stolpern, Ausrutschen und
Fallen. Auch wenn die Zahl der Arbeits-
unfälle EU-weit allein seit 1994 um 11%
gesunken ist, was nicht zuletzt auf die
strengen europäischen Bestimmungen
zum Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz zurückgeht, so liegen die Zahlen
doch weiter dramatisch hoch. Schät-
zungsweise 350 Mio. Arbeitstage gehen
pro Jahr aufgrund von arbeitsbedingten
Gesundheitsproblemen verloren. 

Das Europäische Parlament hat sich
insbesondere seit Ende der achtziger
Jahre immer wieder erfolgreich für eu-
ropäische Mindeststandards zur Sicher-
heit und Gesundheit am Arbeitsplatz
eingesetzt. Dass gerade auf diesem

schwierigen Gebiet von europäischer
Seite besonders viel erreicht wurde,
geht u.a. auf die Tatsache zurück, dass
der Ministerrat bei Arbeitsbedingungen
nicht einstimmig entscheiden muss. Es
genügt die qualifizierte Mehrheit. EU-
weite Mindeststandards gelten bei-
spielsweise bei Schutzausrüstungen für
Feuerwehrleute, bei der Asbestentsor-
gung und der Arbeitskleidung auf Bau-
stellen. Mindeststandards bestehen aber
auch über Pausenzeiten und Gesund-
heitschecks für Beschäftigte an Bild-
schirmen oder für das erlaubte Höchst-
gewicht beim Heben und Tragen schwe-
rer Lasten. Diese und viele andere Min-
deststandards sollen zum einen Arbeiter
und Arbeitnehmerinnen besser vor
Gesundheitsschäden schützen und zum
anderen für gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen im Binnenmarkt sorgen. Allzu
oft wird nämlich von Arbeitgeberseite
versucht, sich durch das Sparen beim
Arbeitsschutz Wettbewerbsvorteile zu
verschaffen. Dabei schlägt sich die man-
gelnde Qualität von Arbeitsumgebung
und Arbeitsorganisation letztlich im
Verlust von Produktionskapazitäten nie-
der. 

Übrigens: Es ist natürlich jedem Mit-
gliedstaat der EU freigestellt, strengere
Vorschriften zu erlassen. Doch auch in
Deutschland, das verglichen mit ande-
ren Mitgliedstaaten bereits über einen
relativ guten Arbeitsschutz verfügte,
sorgten die europäischen Mindeststan-
dards wiederholt für wichtige Verbesse-
rungen. 

Darüber hinaus organisiert die Euro-
päische Union auch einen Erfahrungs-
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4. SICHERHEIT UND GESUNDHEIT 
AM ARBEITSPLATZ – EUROPAWEIT

Um elf Prozent ist
die Zahl der
Arbeitsunfälle in 
der EU seit 1994
gesunken. EU-weite
Standards – z. B. bei
Schutzausrüstungen
für Feuerwehrleute
– sollen die Arbeit
sicherer machen:
Brandbekämpfung
in einer Biogas-
anlage in Nottens-
dorf bei Stade.
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Besserer Schutz bei Arbeiten mit Asbest
Europäisches Parlament und Ministerrat haben im
März 2003 einen erhöhten Gesundheitsschutz für all
jene Arbeitnehmer/innen beschlossen, die asbestver-
seuchte Gebäude entsorgen und Asbeststäuben aus-
gesetzt sind. Künftig soll auch das Tragen von Atem-
schutzgeräten zur Pflicht werden. Verschärft werden
ferner die Vorschriften für Ruhepausen, um der schwe-
ren körperlichen Belastung Rechnung zu tragen. Zum
Schutz von Nachbarn und Passanten müssen Sanie-
rungsunternehmen außerdem sicherstellen, dass es
während der Abrissarbeiten nicht mehr zu Luftver-
schmutzungen kommt. Die Mitgliedstaaten müssen
diese neuen Regelungen bis April 2006 in nationales
Recht umgesetzt haben. 

EU-Richtlinie über „Gerüste und Leitern“ 
Jedes Jahr ereignen sich in der EU 500.000 Absturzunfälle, von denen rund 40.000 zu 
schweren Verletzungen und 1000 zum Tod des Beschäftigten führen. Die meisten dieser
Unfälle passieren im Zusammenhang mit Leitern und Gerüsten. Deshalb sorgt hier eine im Juli
2001 verabschiedete neue EU-Richtlinie für Mindeststandards. Sie enthält Bestimmungen zum
Aufbau und Nutzen von Leitern und Gerüsten, zu deren Gewicht und Beschaffenheit sowie zur
Ausbildung der Beschäftigten. 

Strengere Regelungen für den Lärmschutz
Lärm ist für viele Arbeitnehmer/innen eine tägliche Plage und
führt nur allzu oft zu bleibenden Gehörschäden. Über 28% aller
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in der EU sind derartigem
Lärm ausgesetzt, dass sie am Arbeitsplatz nur schwer Gespräche
führen können. Im März 2002 haben deshalb Europäisches
Parlament und der Ministerrat eine Richtlinie beschlossen, die die
Zahl der Gehörschäden durch Lärmbelastung verringern wird.
Dabei setzten die europäischen Sozialdemokraten strengere als
die von Kommission und Ministerrat gewollten Grenzwerte durch.
Künftig erhalten Beschäftigte, die an ihrem Arbeitsplatz eine
Lärmbelastung von über 80 Dezibel erdulden müssen, das Recht
auf einen Hörtest und einen Gehörschutz. Unabhängig vom
Gehörschutz muss der Arbeitgeber bei einer durchschnittlichen
Lärmbelastung von über 87 Dezibel Maßnahmen zur Absenkung
des Lärmpegels treffen.

FORTSCHRITTE BEI GESUNDHEIT UND SICHERHEIT AM ARBEITSPLATZ 
IN DER LEGISLATURPERIODE 1999-2004

Entfernung 
asbestverseuchter
Dachdämmung 
im Rahmen der
Abrissarbeiten an
der ehemaligen
sowjetischen
Atomraketen-Basis
in Waren an der
Müritz.

Lärm ist eine der häufigsten Gesundheits-
gefährdungen am Arbeitsplatz. Seit 2002
schützt eine EU-Richtlinie.



austauch über bewährte Praktiken beim
Arbeitschutz. Seit 2002 werden beispiels-
weise auf Initiative des Europäischen
Parlaments im Rahmen eines spezielles
Programm technische und wissenschaft-
liche Daten über den Gesundheits-
schutz in kleinen und mittleren Unter-
nehmen gesammelt. Verwaltet wird die-
ses Programm von der Europäischen
Agentur für Sicherheit und Gesundheit
am Arbeitsplatz, deren Studien ein-
drucksvoll belegen, dass Mitarbeiter in
Unternehmen und Betrieben mit 10 bis
45 Beschäftigen besonders unfallgefähr-
det sind. Kleinen und mittleren Unter-
nehmen mangelt es nämlich nicht nur
am entsprechenden Fachwissen, son-
dern auch an den nötigen finanziellen
und organisatorischen Ressourcen. 

Vor diesem Hintergrund werden die 
Europäischen Sozialdemokraten auch
nicht nachlassen, sich für weitere Ver-
besserungen beim Arbeitsschutz einzu-
setzen, im Gegensatz zur weit verbrei-
teten Ansicht der konservativen und
liberalen Parteien, die in hohen Arbeits-

schutzstandards fälschlicherweise noch
immer unnötige Kosten sehen. 

Eine gemeinsame Strategie für eine
bessere Qualität der Arbeit

Neben dieser neuen Arbeitschutzgesetz-
gebung zu „alten“ Risiken hat die Eu-
ropäische Union in den letzten Jahren
auch auf neue Gesundheitsrisiken am
Arbeitsplatz reagiert, die im Wesentli-
chen auf den Wandel bei den Arbeits-
bedingungen zurückzuführen sind,
denn unsere Arbeitswelt verändert sich
so rasant wie nie zuvor. Beschäftigte
müssen heute immer mehr Informatio-
nen verarbeiten und sich immer schnel-
ler auf Veränderungen einstellen.
Krankheiten, die zu den neu auftre-
tenden Gesundheitsproblemen zählen
(z.B. Stress, Angstzustände) verursa-
chen allein 18 % aller Gesundheitspro-
bleme von Arbeitnehmern und Arbeit-
nehmerinnen. 

Dem will die Europäische Union mit
einer gemeinsamen Strategie für mehr
Arbeitsqualität entgegentreten. So hat
sich der Europäische Rat von Lissabon
(März 2000) nicht nur das Ziel gesetzt,
mehr Arbeitsplätze zu schaffen, son-
dern auch bessere. Zur Verbesserung
der Arbeitsqualität sollen so bald wie
möglich folgende Ziele verwirklicht
werden:

� die kontinuierliche Verringerung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten, 

� die Berücksichtigung der Geschlechter-
perspektive bei der Risikobewertung, 
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Der Abbau von 
Stress am Arbeitsplatz

ist Teil der vom
Europäischen Rat in

Lissabon (2000)
beschlossenen

Strategie für eine
bessere Qualität der

Arbeit: Hektik, 
Stress und Tempo

bestimmen vielfach
die Arbeitswelt, wie

hier im Service in 
einer Berliner

Gaststätte.
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bei den Präventionsmaßnahmen und 
bei den Entschädigungsbestimmungen,

� Maßnahmen zur Prävention sozialer 
Risiken, Stress, Mobbing, Depres-
sion, Angstzustände, Risiken in Ver-
bindung mit Alkohol-, Drogen- und 
Arzneimittelabhängigkeit, 

� eine verstärkte Prävention von Berufs-
krankheiten, insbesondere von asbest-
bedingten Erkrankungen, Hörschäden
und Muskel-Skeletterkrankungen 

� die stärkere Berücksichtigung demo-
grafischer Entwicklungen bei Risi-
ken, Unfällen und Krankheiten, z.B. 
spezielle Präventionsmaßnahmen für 
Jugendliche und ältere Menschen,

� die Berücksichtigung des Wandels 
bei den Beschäftigungsformen und 
Modalitäten der Arbeitsorganisation 
sowie Arbeitszeitgestaltung, 

� die Schaffung spezifischer  Informa-
tions- und Präventionsprogramme 
für KMU, Mikrounternehmen, Selb-
ständige und mithelfende Familien-
angehörige,

� eine Analyse neu auftretender Risi-
ken, die mit der Wechselwirkung 
chemischer, physikalischer und bio-
logischer Stoffe oder mit der gesam-
ten Arbeitsumgebung (ergonomi-
sche, psychologische und soziale 
Risiken) zusammenhängen.

Zur Erreichung dieser Ziele sollen alle
Akteure mobilisiert und die Sozial-
partner eingebunden werden. Bei allen
Betroffenen soll die Kenntnis der Risi-
ken verbessert und eine Kultur der
Prävention verbreitet werden. Hierzu
trägt die Europäische Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz in
Bilbao bei, indem sie eine Beobach-
tungsstelle für berufsbedingte Risiken
einrichtet, die Impulse für die weitere
politische Maßnahmen geben, vorbild-
hafte Beispiele herausarbeiten und
einen europäischen Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Unternehmen
organisieren soll. Übrigens stand die
jedes Jahr von der EU-Agentur veran-
staltete Europäische Woche zur Arbeits-
sicherheit 2002 unter dem Motto
„Stress lass nach“. Neben der Agentur in
Bilbao untersucht auch die Europäische
Stiftung zur Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen die Entwick-
lungen im Bereich Sicherheit und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz.
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Krank durch den Beruf
Die am häufigsten angezeigten Berufskrankheiten
in Deutschland (Anzahl der Fälle im Jahr 2002)
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Frauen stellen mehr als die Hälfte der 375
Millionen Bürgerinnen und Bürger der
Europäischen Union. Noch immer aber
fehlt es Ihnen an gleichberechtigter Teil-
habe in Gesellschaft und Arbeitsleben. So
bestehen beispielsweise nach wie vor ekla-
tante Einkommensunterschiede zwischen
Männern und Frauen, obwohl die EU-
Verträge bereits seit über 45 Jahren fest-
schreiben, dass Frauen und Männern glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit zusteht. Seit
dem Vertrag von Amsterdam gilt außerdem
der Grundsatz „gleicher Lohn für gleichwer-
tige Arbeit“. Im Schnitt verdienen Frauen
ein Fünftel weniger als Männer! Und vor
allem in höher qualifizierten Positionen
sind Frauen weiterhin stark unterrepräsen-

tiert. Doch ohne die Europäische Union
wären wir heute noch nicht da, wo wir ste-
hen. 

Die EU hat seit ihrer Gründung eine nicht
zu unterschätzende Rolle bei der europa-
weiten Anerkennung der Chancengleichheit
gespielt. Sie hat den Mitgliedstaaten wieder-
holt wichtige Impulse gegeben. Seit Ende
der neunziger Jahre stellt die EU unter
Beweis, wie über die Strategie des Gender
mainstreamings mehr Geschlechtergerech-
tigkeit erreicht werden kann. Gender main-
streaming besagt, dass Chancengleichheit
als Querschnittsaufgabe bei sämtlichen
politischen Konzepten und Maßnahmen der
EU zu berücksichtigen ist. Darüber hinaus 
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5. CHANCENGLEICHHEIT VON MÄNNERN 
UND FRAUEN AUF DEM ARBEITSMARKT

Die überarbeitete Richtlinie, die bis Oktober 2005 in nationales Recht umzusetzen ist, fasst den
Schutz vor Diskriminierungen weitaus konkreter als die ursprüngliche Version von 1976:

� Positive Maßnahmen, wie beispielsweise spezifische Vergünstigungen im Arbeitsleben 
zugunsten des unterrepräsentierten Geschlechts, sind ausdrücklich erlaubt.

� Verboten werden Diskriminierungen gegenüber Frauen im Zusammenhang mit 
Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub, wobei die Beschäftigten das Recht haben, 
nach dem Mutterschafts-, Vaterschafts- oder Elternurlaub (Adoption) an den früheren oder 
einen gleichwertigen Arbeitsplatz zurückzukehren. 

� Erstmals wird auf EU-Ebene bindend definiert, was unter einer „sexuellen Belästigung“ zu 
verstehen ist: „Jede Form eines unerwünschten Verhaltens sexueller Natur in Form von 
Handlungen, verbalen oder nichtverbalen Äußerungen, die bezwecken oder bewirken, 
dass die Würde der betreffenden Person verletzt und ein von Einschüchterungen, 
Anfeindungen, Erniedrigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird“. Gleiches gilt für die Begriffe „unmittelbare Diskriminierung“, „mittelbare 
Diskriminierung“ und „Belästigung“.

Um das europäische Rahmengesetz in nationales Recht zuzusetzen, haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet Gleichstellungsstellen einzurichten, Sanktionen bei Verstößen
gegen die Richtlinie sicherzustellen und die Gleichbehandlung am Arbeitsplatz durch
Frauenförderpläne und Gleichstellungsberichte der Unternehmen aktiv zu fördern.

DIE NEUE RICHTLINIE ZUR GLEICHBEHANDLUNG 
IN DER ARBEITSWELT UND AM ARBEITSPLATZ 
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Von je 100 Frauen zwischen 15 und 64 Jahren sind berufstätig
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erfolgt die Förderung der Chancengleich-
heit gezielt über spezielle Gleichstellungs-
richtlinien und durch die Finanzierung ent-
sprechender Projekte. Zu den wichtigsten
EU-weit geltenden gesetzlichen Regelungen
zählen die Richtlinien „Gleiches Entgelt für
gleiche Arbeit“, „Schutz schwangerer Ar-
beitnehmerinnen und Wöchnerinnen am
Arbeitsplatz“ und „Elternurlaub“ sowie die
Richtlinie „Gleichbehandlung hinsichtlich
des Zugangs zur Beschäftigung und zum
beruflichen Aufstieg sowie in Bezug auf die
Arbeitsbedingungen“, die im Juni 2002
reformiert wurde (siehe Kasten). 

Die deutliche Erhöhung der Erwerbsbe-
teiligung von Frauen ist ein zentrales
Anliegen europäischer Beschäftigungspo-
litik. Nachdem die Beschäftigungsquote von
Frauen zwischen 1997 und 2001 immerhin
schon von 50 % auf 55 % gestiegen ist, soll
sie nun bis 2010 auf über 60 % steigen.
Hierzu bedarf es einer besseren Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Deshalb
haben sich die Staats- und Regierungschefs
im März 2002 in Barcelona darauf verstän-
digt, bis 2010 in allen Mitgliedstaaten
Betreuungsplätze für mindestens 90 % der
Kinder zwischen 3 Jahren und dem Schul-
pflichtalter anzubieten und Hortplätze für
mindestens 33 % der Kinder unter 3 Jahren
zur Verfügung zu stellen. 

Konkrete Maßnahmen zur Förderung der
Chancengleichheit unterstützt vor allem der
Europäische Sozialfonds, das wichtigste
beschäftigungspolitische Finanzinstrument
der EU. Über die Strukturfonds hinaus ver-
fügt die EU über ein spezielles Aktions-
programm zur Förderung der Chancen-
gleichheit von Männern und Frauen. Das 5.
Programm, das mit insgesamt 50 Mio. Euro
ausgestattet ist und von 2001 bis 2005 läuft,
unterstützt entsprechende transnationale
Aktionen. 

Die Bemühungen der
EU um Chancen-
gleichheit auf dem
Arbeitsmarkt zeigt
Erfolge – wenn auch
langsam. Noch immer
sind Frauen in höher
qualifizierten
Positionen unter-
präsentiert:
Kamerafrau im 
ZDF-Fernsehgarten
auf dem Mainzer
Lerchenberg.



unmittelbare Diskriminierungen verboten,
einschließlich Belästigung, Viktimisierung
und der Aufforderung zur Diskriminierung.
Eine unmittelbare Diskriminierung liegt
vor, „wenn eine Person aufgrund ihrer Ras-
se oder ethnischen Herkunft in einer ver-
gleichbaren Situation eine weniger günstige
Behandlung erfährt als eine andere Person“.
Um eine mittelbare Diskriminierung han-

delt es sich, „wenn dem
Anschein nach neutrale
Vorschriften, Kriterien
oder Verfahren Perso-
nen, die einer Rasse
oder ethnischen Grup-
pe angehören, in be-
sonderer Weise benach-
teiligen können“. 

Die Richtlinie ist sehr
breit angelegt und er-
streckt sich auf den
Zugang zu Erwerbstä-
tigkeit und Beschäfti-
gung, auf gleiche Ar-
beitsbedingungen, auf
den gleichen Zugang
zur Berufsausbildung
und die Mitgliedschaft
in Berufsorganisatio-

nen sowie auf Sozialschutz, Gesundheits-
dienste, soziale Vergünstigungen, Bildung,
Dienstleistungen und Wohnraum. In all 
diesen Bereichen erhält jeder, der sich als
Opfer einer Diskriminierung sieht, die
Möglichkeit, seine Rechte auf dem Gerichts-
oder Verwaltungsweg einzuklagen. Die
Richtlinie kehrt ferner die Beweislast um.
Nicht der Kläger muss beweisen, dass er
diskriminiert wurde, sondern die beklagte
Partei muss glaubhaft darlegen, dass sie
nicht diskriminiert hat. Außerdem er-
möglicht die neue Richtlinie dem Kläger,
sich im Gerichts- oder Verwaltungsver-
fahren durch Verbände, Organisationen
oder juristische Personen vertreten bzw.

Bahnbrechend für die europäische Anti-Dis-
kriminierungspolitik war die von uns So-
zialdemokraten auf den Weg gebrachte und
sehr breit gefasste Nichtdiskriminierungs-
klausel im neuen Artikel 13 des Vertrags von
Amsterdam. Dank dieser neuen Vertrags-
grundlage konnte die EU im Juli 2000 das
sogenannte Anti-Diskriminierungspaket
verabschieden, das aus zwei Richtlinien 
und einem mehrjähri-
gen Aktionsprogramm
bestand. Beide Richt-
linien, die Anti-Diskri-
minierungsrichtlinie
wie auch die Richtlinie
gegen Diskriminierung
bei Beschäftigung und
Beruf, müssen bis Ende
2003 in nationales Recht
umgesetzt sein.

Dass wir es in Europa
mit der Antidiskrimi-
nierung ernst meinen,
beweist einmal mehr
die im Dezember 2000
von den Staats- und Re-
gierungschefs in Nizza
feierlich angenommene
Europäische Charta der
Grundrechte, die als Ergebnis des EU-Kon-
vents bald Bestandteil der EU-Verfassung
werden wird. Besonders hervorzuheben
sind hier die Artikel 1, der Achtung und
Schutz der Menschenwürde garantiert, und
Artikel 21, der Diskriminierungen verbietet.
Diese Rechte gelten unabhängig von der
Staatsangehörigkeit für alle Menschen in
der EU.

6.1. Europa gegen Rassismus und
Diskriminierung

Mit dem Inkrafttreten der Anti-Diskrimi-
nierungsrichtlinie werden mittelbare und
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6. EUROPA MOBILISIERT GEGEN
JEDE ART VON DISKRIMINIERUNG

§
GRUNDRECHTECHARTA

Artikel 21
NICHTDISKRIMINIERUNG

(1) Diskriminierungen, insbesondere wegen des
Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der eth-
nischen oder sozialen Herkunft, der genetischen
Merkmale, der Sprache, der Religion oder der
Weltanschauung, der politischen oder sonstigen
Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer natio-
nalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt,
einer Behinderung, des  Alters oder der sexuel-
len Ausrichtung, sind verboten.
(2) Im Anwendungsbereich des Vertrages zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft und
des Vertrages über die Europäische Union ist
unbeschadet der besonderen Bestimmungen die-
ser Verträge jede Diskriminierung aus Gründen
der Staatsangehörigkeit verboten.
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unterstützen zu lassen, was auch für
Deutschland ein Novum ist. 

Über die europäische Gesetzgebung hinaus
konnten wir Sozialdemokraten seinerzeit
durchsetzen, dass die Bekämpfung von Ras-
sismus als Querschnittsaufgabe in allen 
EU-Politiken verankert wurde und die Mit-
gliedstaaten darüber hinaus über drei ver-
schiedene europäische Förderprogramme
Unterstützung in ihrem Engagement gegen
Diskriminierung erfahren können. Da ist er-
stens das europäische Aktionsprogramm
gegen Diskriminierungen, das bis 2006 mit
insgesamt 94,4 Mio. Euro ausgestattet ist.
Gefördert werden Analysen der Ursachen
von Diskriminierung, die Evaluierung der
am besten geeigneten Methoden zu deren
Bekämpfung, der Erfahrungs- und Informa-
tionsaustausch zwischen den Mitgliedstaa-
ten, die Arbeit europäischer Netzwerke von
Nichtregierungsorganisationen, die sich der
Antidiskriminierung verschrieben haben,
sowie europäische Kampagnen gegen 
Fremdenfeindlichkeit. Das zweite wichtige
europäische Förderinstrument ist EQUAL,
das beispielsweise die beschäftigungspoliti-
sche Integration von Migranten und Mi-
grantinnen regelt. Das dritte Programm in
Sachen Anti-Diskriminierung heißt in
Deutschland „XENOS – Leben und Arbeiten
in Vielfalt“ und soll mit 150 Mio. Euro
gezielt dazu beitragen, das Auftreten von
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Into-
leranz in Schulen, Ausbildungsstätten und
Betrieben abzubauen.

Um die Anti-Diskriminierungspolitik der
Mitgliedstaaten weiter voranzutreiben, be-
darf es auch in Zukunft vergleichender
Analysen über die Art der Diskriminierung
und die Erfolge einzelner Maßnahmen.
Dieser Aufgabe geht die Europäische Beob-
achtungsstelle für Rassismus und Fremden-
feindlichkeit in Wien nach, die von der EU
1997 ins Leben gerufen wurde. Hier wird 

der Informationsaustausch zwischen einer 
Vielzahl nationaler Forschungsinstitute,
Nichtregierungsorganisationen und Fach-
zentren organisiert.

Rassismus und Diskriminierung verursa-
chen zunächst einmal individuelles Leid.
Sie verursachen aber auch enorme gesell-
schaftliche Kosten. Von einer erfolgreichen
Integration dagegen profitieren alle. Des-
halb wird der Erfolg bei der Bekämpfung
von Rassismus und Diskriminierung ganz
entscheidend davon abhängen, ob auch
wirklich alle Akteure ihren Beitrag leisten,
d.h. die Europäische Union, die staatlichen
Stellen, die Parteien, Sozialpartner und
Nichtregierungsorganisationen bis hin zu
den Medien. 

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/fundamental_rights/index_de.htm

http://www.eumc.eu.int/eumc/index.
php?lang=EN

http://www.stop-discrimination.info/index.
php?id=2

http://www.xenos-de.de/

�

Gegen Fremden-
feindlichkeit und
Rassismus. 10.000
demonstrieren auf
dem Frankfurter
Römerberg gegen
Diskriminierung 
ausländischer 
Mitbürger.



6.2 Behinderte Menschen integrieren

In der Europäischen Union leben rund 37
Millionen Menschen mit Behinderungen
unterschiedlichster Art. Sie haben sichtbare
oder unsichtbare Behinderungen, chroni-
sche oder zeitweilige Behinderungen, Hör-,
Sprach- und Sehstörungen. Insgesamt ma-
chen diese Bürger und Bürgerinnen etwa 12 %
der EU-Bevölkerung aus und sind nach wie
vor von sozialer Ausgrenzung bedroht oder
betroffen. 

Eine behindertengerechte Politik muss sich
auf das gesamte Lebensumfeld der Betrof-
fenen erstrecken. Daher hat das Europä-
ische Parlament schon Anfang der 90er
Jahre durchgesetzt, dass die Europäische
Kommission jedes europäische Vorhaben –
egal ob Richtlinie, Verordnung oder Pilot-
projekt – auf mögliche negative Auswirkun-
gen auf behinderte Menschen prüfen muss,
um so eine bessere und gleichberechtigte
Teilhabe für Menschen mit Behinderungen
in der Gesellschaft zu erreichen. 

Behinderte Menschen sind jedoch unter-
schiedlich gut in Beruf und Gesellschaft
integriert. Auch die von staatlicher Seite

gewährten Leistungen sind unterschiedlich
ausgeprägt, was mit den sozialpolitischen
Traditionen des Landes und der Leistungs-
fähigkeit des Sozialstaats zusammenhängt.
Doch seit 1997 kann die EU dank des neuen
Artikels 13 des Vertrags von Amsterdam
geeignete Maßnahmen treffen, um Diskri-
minierungen aus Gründen der Behinderung
zu bekämpfen. Die Europäische Grund-
rechtecharta widmet der Integration der
Menschen mit Behinderungen einen eige-
nen Artikel (Art. 26): „Die Union anerkennt
und achtet den Anspruch von Menschen mit
Behinderungen auf Maßnahmen zur Gewähr-
leistung ihrer Eigenständigkeit, ihrer sozialen
und beruflichen Eingliederung und ihrer
Teilnahme am Leben der Gemeinschaft.“

Das europäische Engagement für Menschen
mit Behinderungen spiegelt sich nicht
zuletzt auch darin wider, dass das Jahr 2003
zum Europäischen Jahr für Menschen mit
Behinderungen ausgerufen wurde. 

Das Europäische Parlament hat auf Ini-
tiative der Sozialdemokratischen Fraktion
dafür gesorgt, dass die Interessen behinder-
ter Menschen auch in der Europäischen
Beschäftigungsstrategie fest verankert sind.
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Das sogenannte Mainstreaming, d. h. das Hinterfragen aller po-
litischen Entscheidungen auf ihre Auswirkungen für Menschen mit
Behinderungen, hat beispielsweise in der Verkehrspolitik bereits
zu ganz konkreten Verbesserungen geführt. So stellt die europäi-
sche Bus-Richtlinie von 2001 sicher, dass Stadtbusse ab 2004 EU-
weit spezielle Zugangsvorrichtungen für behinderte Menschen
haben müssen. Das schließt Rampen für Rollstuhlfahrer/innen, re-
servierte Sitze für Menschen mit eingeschränkter Mobilität, aus-
reichend Platz für Blindenhunde und Farbkennzeichnungen für
sehbehinderte Menschen mit ein. Seit 2000 erkennen die EU-
Mitgliedstaaten auch endlich untereinander die nationalen Park-
ausweise behinderter Menschen gegenseitig an.

MAINSTREAMING

17 Millionen EU-
Bürger (12% der
Bevölkerung) haben
unterschiedliche
Behinderungen. Ihre
Integration in Beruf
und Gesellschaft
liegt den Sozial-
demokraten im
Europäischen
Parlament beson-
ders am Herzen:
2003 war das
„Europäische Jahr
für Menschen mit
Behinderungen“.
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Schließlich liegt die Beschäftigungsquote
behinderter Menschen im EU-Durchschnitt
nur bei rund 30 %, ihre Arbeitslosenrate ist
doppelt so hoch wie die anderer Menschen,
zudem sind sie meist länger arbeitslos.
Deshalb ist im Juli 2003 in die europäischen
Beschäftigungsleitlinien auch eine eigene
Leitlinie zur „Förderung der Integration
und Bekämpfung der Diskriminierung
benachteiligter Menschen auf dem Arbeits-
markt“ aufgenommen worden, um die Ver-
mittelbarkeit behinderter Menschen zu ver-
bessern und mehr Beschäftigungsmöglich-
keiten für behinderte Menschen zu schaf-
fen. Die Mitgliedstaaten haben sich darüber
hinaus dazu verpflichten, die Arbeitslosen-
quote von behinderten Menschen bis 2010
deutlich zu senken. 

Das alles reicht aber noch nicht aus. Gefor-
dert wird daher zusätzlich eine spezielle
EU-Richtlinie gegen die Diskriminierung
behinderter Menschen, die sich auf Artikel
13 des EU-Vertrags stützt und die Diskrimi-
nierung von Menschen mit Behinderungen
EU-weit in allen Lebensbereichen für ge-
setzeswidrig erklärt. Ein solches Antidiskri-
minierungsgebot würde den gleichberech-
tigten Zugang zu Bildung, Dienstleistungen
und Wohnraum einschließen.

6.3. Ältere Menschen

In der EU leben über 70 Mio Menschen, die
älter als 59 Jahre sind. Ältere Menschen stel-
len rund 1/5 der EU-Bevölkerung und sind
häufig verschiedenen Formen von Diskrimi-
nierungen ausgesetzt. Deshalb ist im Ver-
trag von Amsterdam, der 1999 in Kraft trat,
erstmals in Art. 13 eine Antidiskriminie-
rungsklausel verankert worden, wonach u.a. 

niemand wegen seines Alters diskriminiert
werden darf. In der Europäischen Charta
der Grundrechte gibt es darüber hinaus
noch einen Artikel 23, der ganz speziell die
„Rechte älterer Menschen“ betrifft: „Die
Union anerkennt und achtet das Recht älterer
Menschen auf ein würdiges und unabhängi-
ges Leben und auf Teilnahme am sozialen
und kulturellen Leben.“

Da die Europäische Union in der Senio-
renpolitik keine originäre Zuständigkeit
besitzt, beschränkt sie sich darauf, den
Mitgliedsstaaten Empfehlungen auszuspre-

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/disability/index_de.html�
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chen und Aktionsprogramme aufzulegen,
um innovative Wege zu weisen. So hat die
EU für die Jahre 2001-2006 ein Aktions-
programm gegen Diskriminierung aufge-
legt, das auch Diskrimi-
nierungen auf Grund
des Alters bekämpfen
soll. Darüber hinaus
wurde im November
2000 eine Richtlinie
gegen Diskriminierung
am Arbeitsplatz verab-
schiedet, die u.a. Be-
nachteiligungen aus Al-
tersgründen untersagt.

Im Rahmen der eu-
ropäischen Beschäfti-
gungsstrategie haben
sich die Mitgliedstaa-
ten 2001 übrigens ver-
pflichtet, bis zum Jahr
2010 die EU-Erwerbs-
quote älterer Menschen
zwischen 55 und 64 Jahren von 38,6 % auf
50 % anzuheben. Eine gezielte Politik des
aktiven Alterns soll dazu beitragen, dass
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen künf-

tig nicht mehr so zahlreich vor Vollendung
des 60. Lebensjahres aus dem Erwerbsleben
ausscheiden. Voraussetzung hierfür sind
neben einem besseren Zugang zur Weiter-

bildung und einem hö-
heren Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz
auch innovative For-
men der Arbeitsorgani-
sation sowie die Bereit-
schaft der Arbeitgeber,
ältere Arbeitnehmer
auch wirklich zu be-
schäftigen. 

Eine zunehmend ältere
Bevölkerung übt natur-
gemäß starken Druck
auf die nationalen Ren-
tensysteme aus. Zur Si-
cherung angemessener
und finanziell nachhal-
tiger Rentensysteme,
die sich an veränderte

demographische Bedingungen anpassen
lassen, stimmen die Mitgliedstaaten seit
2001 auch ihre Rentenpolitik enger unter-
einander ab. 

§
VERTRAG ÜBER 

DIE EUROPÄISCHE UNION
(Vertrag von Amsterdam)

Artikel 13

(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen
dieses Vertrags kann der Rat im Rahmen der
durch den Vertrag auf die Gemeinschaft über-
tragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments einstimmig geeignete Vor-
kehrungen treffen, um Diskriminierungen aus
Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethi-
schen Herkunft, der Religion oder der Welt-
anschauung, einer Behinderung, des Alters oder
der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.

Die Anerkennung und Achtung
des Rechts älterer Menschen auf
ein würdiges und unabhängiges
Leben und auf Teilnahme am
sozialen und kulturellen Leben
wird durch die demographische
Entwicklung immer wichtiger.
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Die Forderung nach EU-weit sozialverträg-
lichen Mindestregelungen für atypische
Arbeit kam in den achtziger Jahren auf, als
die Unternehmen zunehmend auf flexiblere
Formen der Beschäftigung zurückgriffen.
Formen von atypischer Arbeit sind Teil-
zeitarbeit, zeitlich befristete Arbeit (z. B.
Saisonarbeit), Leiharbeit und Telearbeit.
Atypisch sind diese Beschäftigungsver-
hältnisse deshalb, weil hier die Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen verglichen mit
normalen Vollzeitarbeitsplätzen beim ar-
beitsrechtlichen Schutz und der sozialen
Absicherung oftmals schlechter gestellt
sind. 

2001 waren 18 % aller Beschäftigten in der
EU auf der Basis von Teilzeitverträgen
beschäftigt. Es handelt sich in erster Linie
um Frauen, denn ein Drittel aller in einem
Beschäftigungsverhältnis stehenden Frauen
arbeiten auf Teilzeitbasis, während dies nur
bei 6 % der Männer der Fall ist. Den Rekord
halten die Niederlande, wo mehr als 70 %
der Frauen in einem Teilzeitarbeitsverhält-
nis stehen. Übrigens arbeiten rund 13 %
aller Beschäftigten in der EU auf der Grund-
lage befristeter Beschäftigungsverhältnisse
und 2 % als Leiharbeiter/innen .

Nachdem Ende der achtziger Jahre der Ruf
nach sozialen Mindeststandards immer lau-
ter geworden war, um atypisch Beschäftigte
gegen Ausbeutung zu schützen und ein
Sozialdumping innerhalb der EU zu verhin-
dern, legte die Europäische Kommission
1990 auf der Grundlage der ein Jahr zuvor
angenommenen Charta der sozialen Grund-
rechte drei Richtlinienentwürfe zur Teilzeit,
Leih- und befristeten Arbeit vor. Von diesem
Paket wurde letztlich jedoch nur die Richt-
linie zur Gleichbehandlung von Beschäf-
tigten in befristeten und Leiharbeitsverhält-
nissen und deren Sicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz angenommen.
Die beiden anderen Richtlinien scheiterten

dagegen am Widerstand mehrerer Regie-
rungen im Ministerrat. Sie hatten zum Ziel
gehabt, atypisch Beschäftigten vom ersten
Tag an die innerbetriebliche Gleichstellung,
d.h. Fortbildung und innerbetriebliche So-
zialleistungen zu garantieren und sie eben-
falls bei den arbeitsrechtlichen Leistungen
wie Kündigungsschutz und Jahresurlaub
mit Vollbeschäftigen gleichzustellen. 

Da sich eine Einigung im Ministerrat auch
in den Jahren danach nicht abzeichnete,
beschloss die Europäische Kommission
1995, das „Sozialprotokoll“ anzuwenden
und die europäischen Sozialpartner mit der
Suche nach einer Lösung zu beauftragen.
Als Ergebnis dieses sozialen Dialogs wurden
1997 bzw. 1999 Vereinbarungen zur Teil-
zeitarbeit und zu befristeten Arbeitsver-
trägen erzielt, die der Ministerrat in zwei
Richtlinien umsetzte. Doch die auf den
Verhandlungsergebnissen der Sozialpartner
basierenden Richtlinien blieben weit hinter
den Forderungen des Europäischen Parla-
ments zurück, das nach dem Vertrag von
Maastricht nur eine Stellungnahme abge-
ben konnte. 

7. ATYPISCHE ARBEIT: FÜR  EUROPAWEIT
GLEICHEN ARBEITNEHMERSCHUTZ

Die Forderung nach
europaweitem
Arbeitnehmerschutz
bei atypischen
Arbeitsverhältnissen
steht seit den acht-
ziger Jahren auf der
Agenda der EU:
Saisonarbeiter beim
Spargelstechen in
Busendorf südlich
von Berlin.
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Da die Arbeitgeberseite nicht bereit gewe-
sen war, sich auch nur ein Stück weit zu
bewegen, fand die Einigung auf dem klein-
sten gemeinsamen Nenner statt. Somit
klammert die Vereinbarung zur Teilzeit-
arbeit alle Aspekte der Sozialversicherung
aus und beschränkt sich allein auf Fragen
des Arbeitsrechts und der innerbetriebli-
chen Sozialleistungen, wobei auch hier
keine klar definierten Mindeststandards
festgelegt wurden. Vielmehr bleibt den
Mitgliedstaaten großer Spielraum für natio-
nale Ausnahmen. Gleiches gilt für die
Vereinbarung zur befristeten Beschäfti-
gung, wo ebenfalls kein gemeinsamer
Mindeststandard vereinbart wurde. 

Im Juni 2000 wurden die Sozialpartner
dann mit den Verhandlungen über die Leih-
arbeit betraut, die aber nach einem Jahr
ohne Ergebnis die Beratungen beendeten.
Die Gewerkschaften waren nicht bereit,
erneut Regelungen zu akzeptieren, die letzt-
lich ohne nennenswerte Substanz gewesen
wären. Zentraler Streitpunkt war die Frage
der gleichen Entlohnung von Lohnarbeit-
nehmer/in und vergleichbaren Beschäftigen
im entleihenden Unternehmen. 

Daraufhin legte die Europäische Kom-
mission im März 2002 einen eigenen Richt-
linienvorschlag vor demzufolge Leiharbeit-
nehmer/innen bei den wesentlichen Arbeits-
und Beschäftigungsbedingungen nicht
schlechter gestellt werden dürften als ver-
gleichbare Arbeitnehmer des entleihenden
Unternehmens, dem sie zugeteilt werden.
Die Kommission schlug vor, vom Grund-
satz der gleichen Entlohnung abzuweichen,
wenn die Überlassung kürzer als 6 Wochen
ist oder wenn die Tarifpartner in einem 
Mitgliedsland eine andere Regelung aus-
gehandelt haben. Das Europäische Parla-
ment, das nach dem Kompetenzzuwachs
durch den Amsterdamer Vertrag inzwischen
bei Fragen der Arbeitsbedingungen mit-
entscheidet, verlangt dagegen, dass Leih-
arbeitnehmern/innen vom ersten Tag an 
den gleichen Lohn wie vergleichbaren 
Beschäftigten im Entleihunternehmen
erhalten, getreu dem im EU-Vertrag
verankerten Grundsatz „gleicher Lohn für
gleiche Arbeit“, der sich in der Leiharbeit
bereits in den meisten Mitgliedstaaten
bewährt hat. 

Zur Zeit jedoch herrscht Stillstand in den
Beratungen, da es im Ministerrat zu einer
Blockade gekommen ist, wobei sich die
deutsche Regierung aus taktischen Gründen
auf die Seite von Dänemark, Irland und
dem Vereinigten Königreich schlug, die eine
Gleichstellung beim Lohn nur für solche
Leihabeitnehmer und Leiharbeiternehme-
rinnen akzeptieren wollen, die länger als 
ein Jahr an dasselbe Unternehmen entlie-
hen werden. Diese Ländergruppe verschloss
sich bislang allen Kompromissvorschlä-
gen, so dass die Annahme einer gemeinsa-
men Position im Ministerrat nicht in Sicht
ist. Erst dann nämlich wäre das Euro-
päische Parlament mit seiner zweiten
Lesung am Zuge, um gegebenenfalls danach
im Vermittlungsverfahren zwischen Parla-
ment und Rat eine Lösung zu finden.

18 Prozent aller
Beschäftigten in 
der EU arbeiten 
auf der Basis von
Teilzeitverträgen.
Bei den berufstäti-
gen Frauen sind es
europaweit sogar
über 30 Prozent:
Teilzeitkraft in einer
Gaststätte in 
Villingen-Schwen-
ningen.
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Obwohl die Sozialschutzsysteme der einzel-
nen EU-Mitgliedstaaten sehr unterschied-
lich verfasst sind, liegen ihnen ähnliche
Prinzipien und Zielsetzungen zu Grunde.
Das Besondere des europäischen Sozial-
modells läßt sich daran ablesen, dass die
Ausgaben der Mitgliedstaaten bei durch-
schnittlich rund 27,5 % am BIP (siehe Gra-
fik S. 45) und damit weit höher liegen als
etwa in den USA oder Japan. 

Seit einigen Jahren stehen in der EU alle Sy-
steme zur sozialen Sicherung vor denselben
Herausforderungen: der Alterung der Bevöl-
kerung (siehe Grafik S. 33), der Zunahme
von Armut und sozialer Ausgrenzung, dem
massiven Wandel gesellschaftlicher Struk-
turen und den enormen Veränderungen
innerhalb der Arbeitswelt. Alle Mitgliedstaa-
ten müssen dringend ihre Sozialschutz-
systeme reformieren, um dafür zu sorgen: 

� dass Arbeit sich lohnt und die Beschäf-
tigungsquoten steigen, 

� dass die Renten sicher bleiben und die 
Rentensysteme auch langfristig finan-
zierbar sind, 

� dass die soziale Eingliederung verstärkt 
gefördert wird und 

� dass eine hohen Qualitätsansprüchen 
genügende und langfristig finanzierbare 
Gesundheitsversorgung gewährleistet 
ist.

Auch künftig werden allein die Mitglied-
staaten für die Finanzierung und Organisa-
tion ihrer Sozialschutzsysteme verantwort-
lich sein. Die Verträge von Amsterdam
(1997) und Nizza (2000) haben der Euro-
päischen Union jedoch die Aufgabe zuge-
wiesen, die Mitgliedstaaten bei der Moder-
nisierung ihrer Sozialschutzsysteme zu
unterstützen. Das hat inzwischen dazu ge-

führt, dass auf europäischer Ebene mehrere
Prozesse einer Politik der offenen Koordi-
nierung auf den Weg gebracht wurden, um
in Fragen der sozialen Ausgrenzung, der
Renten, der Gesundheitsversorgung und der
Langzeitpflege sowohl einen Austausch von
Informationen zu organisieren und eine
Bewertung der aktuellen Reformen vorzu-
nehmen als auch bewährte Verfahren her-
auskristallisieren zu können. 

8.1 Soziale Eingliederung und
Bekämpfung von Armut

Der erste Durchbruch im Kampf gegen
soziale Ausgrenzung und Armut gelang
2000 auf dem Gipfel von Lissabon. Erstmals
verpflichteten sich die EU-Staaten, künftig
für mehr Ausgewogenheit zwischen Wirt-
schafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik
sorgen zu wollen. Alle Staats- und Regie-
rungschefs anerkannten, dass eine qualita-
tiv gute Sozialpolitik sowohl zu mehr
Wachstum und Arbeitsplätzen beiträgt als
auch zum Abbau von Ungleichheiten und
damit zur Förderung des sozialen Zusam-
menhalts.

War die Bekämpfung der sozialen Ausgren-
zung zuvor auf Druck des Europäischen
Parlaments als Ziel in den Vertrag von
Amsterdam aufgenommen worden, so ver-
einbarte man nun in Lissabon, bis 2010
nachhaltige Fortschritte bei der Armuts-
bekämpfung erreichen zu wollen. Erstmals
nahm sich die EU damit des europaweiten
Problems der Massenarmut an: Rund 56
Mio. Menschen bzw. 15% der EU-Bevölke-
rung leben unterhalb der Armutsgrenze.
Nach der Erweiterung um die mittel- und
osteuropäischen Staaten im Mai 2004 wird
diese Zahl erheblich steigen. 

Auf dem Gipfel von Nizza (2000), der ge-
meinhin nur mit dem schlechten Ergebnis

8. DIE MODERNISIERUNG DES 
EUROPÄISCHEN SOZIALMODELLS
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der Regierungskonferenz zur EU-Reform 
in Verbindung gebracht wird, geschah, was
man lange nicht für möglich gehalten hatte.
Es wurden konkrete Ziele für die soziale
Eingliederung und Armutsbekämpfung fest-
gelegt: 

� die Förderung der Teilnahme am Er-
werbsleben („der beste Schutz gegen 
Ausgrenzung ist ein Arbeitsplatz“) sowie 
die Förderung des Zugangs aller zu 
Ressourcen, Rechten, Gütern und 
Dienstleistungen,

� Maßnahmen zur Vermeidung der Risi-
ken, die zu sozialer Ausgrenzung führen, 

� unter besonderer Berücksichtigung der 
sozial am stärksten gefährdeten Perso-
nen und 

� eine möglichst breite Mobilisierung aller 
Akteure.

Gleichzeitig verpflichteten sich die Mit-
gliedstaaten einvernehmlich darauf, der
Europäischen Kommission im Juni 2001

Nationale Aktionspläne (NAP) zur sozialen
Eingliederung vorzulegen, in denen sie ihre
Prioritäten bestimmen, bestehende bzw. ge-
plante Maßnahmen aufführen und Beispiele
für bewährte Praktiken darstellen. So kam
es auch zum ersten Bericht über Armut-
und Reichtum in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland. Die Kommission
erstellte danach auf Grundlage aller 15
NAPs einen Bericht zur sozialen Eingliede-
rung, der erstmals die Situation in allen EU-
Staaten darstellt und analysiert. 

Der Erfolg einer europäischen Politik im
Kampf gegen soziale Ausgrenzung hängt
entscheidend von gemeinsamen vereinbar-
ten und aussagekräftigen Indikatoren ab.
Das Europäische Parlament hat in dieser
Frage nicht lockergelassen, so dass auf dem
Gipfel von Laeken (2001) eine Liste von ins-
gesamt 18 Indikatoren zur Messung von
sozialer Ausgrenzung angenommen wurde.
Die Indikatoren beziehen sich auf die vier
wichtigsten Dimensionen von sozialer Aus-
grenzung: finanzielle Armut, Beschäftigung,
Gesundheit und Bildung. 

Unter Verwendung dieser Indikatoren legte
das Europäische Amt für Statistik (EURO-
STAT) dann im April 2003 den ersten
Bericht zu Armut und sozialer Eingliede-
rung in der EU vor. Die Ergebnisse waren
zum Teil erschreckend. So bestehen zwi-
schen den Mitgliedstaaten erhebliche Un-
terschiede beim mittleren Armutsrisiko. Der
Anteil der Bevölkerung unterhalb der
Armutsgrenze liegt in Schweden mit 9 %
sowie in Dänemark, Deutschland, den
Niederlanden und Finnland mit 11 % am
niedrigsten, während er im Vereinigten
Königreich und Spanien mit 19 % sowie in
Griechenland und Portugal mit 21 % am
höchsten ausfällt (siehe Grafik S. 13).

Auch wenn zur Erklärung dieser Unter-
schiede mehrere Faktoren wie z. B. die

Armenviertel im
portugiesischen
Porto. Mit 21
Prozent liegt das
Armutsrisiko in
Portugal am 
höchsten in der 
EU. Der EU-Gipfel
von Lissabon (2000)
sagte sozialer Aus-
grenzung und Ar-
mut den Kampf an.



39

THEMA EUROPA: Das soziale Europa muss es sein 04/2004 

Altersstruktur, die Konjunkturdaten sowie
das Sozial- und Steuersystem herangezo-
gen werden müssen, so ist offensichtlich,
dass in Mitgliedstaaten mit hohen Pro-
Kopf-Sozialausgaben, wie Luxemburg, Dä-
nemark, den Niederlanden, Schweden und
Deutschland, das Armutsrisiko unter dem
EU-Durchschnitt liegt. Denn auf EU-Ebene
liegt die Armutsrisikoquote insgesamt vor
Sozialtransfers bei 24 % und nach Sozial-
transfers bei 15 %, also um 9 % niedriger.
Am nachhaltigsten wirken die Sozialtrans-
fers in Schweden (Rückgang um 19 %) und
Dänemark (13 %), während die geringsten
Auswirkungen in Italien (3 %) und
Griechenland (1 %) festzustellen sind. In
Deutschland senken Sozialtransfers das
Armutsrisiko um 10 %. 

Zum ersten Mal in der Geschichte der EU
gibt es somit vergleichbare Daten zur
Armutssituation. Sie belegen, wie wichtig
ein Arbeitsplatz für die soziale Integration
ist. Das gilt nicht nur in finanzieller Hin-
sicht, sondern auch mit Blick auf die
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und
auf persönliche Entfaltungsmöglichkeiten.
Denn wer Arbeit  hat, erfährt gesellschaftli-
che Anerkennung. Langzeitarbeitslosigkeit
dagegen erhöht dramatisch das Risiko sozi-
aler Ausgrenzung. Im Jahr 2001 waren 3 %
der Erwerbsbevölkerung in der EU minde-
stens 12 Monate lang arbeitslos. Im Dezem-
ber 2003 legte die europäische Kommission
eine Auswertung über die bereits von den
Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen
vor, die auf den Nationalen Aktionsplänen
zur Sozialen Integration für den Zeitraum
2003-2005 beruht. 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen hat das
Europäische Parlament zur Flankierung der
nationalen Politik ein europäisches Aktions-
programm für die Zeit von 2001-2005 be-
schlossen, das mit 70 Mio. Euro ausgestat-
tet ist und dazu beitragen soll, nicht nur die 

Analyse- und Statistikkapazitäten zu verbes-
sern, sondern auch die besten Praktiken in 
der Armutsbekämpfung zu verbreiten und
europaweite Netzwerke zu unterstützen. 

8.2 Rentenpolitik – angemessene Renten 
für die Zukunft sichern

Die demographische Entwicklung wirft für
alle Regierungen in Europa die Frage der
Finanzierbarkeit und Nachhaltigkeit der
nationalen Rentensysteme auf. Obwohl die
nationalen Rentensysteme auf verschiede-
nen Kombinationen von gesetzlichem
Rentensystem, betrieblicher und privater
Altersvorsorge beruhen, stehen sie alle vor
vergleichbaren Herausforderungen. Des-
halb folgte der Gipfel von Stockholm (März
2001) dem Vorschlag des Europäischen Par-
laments und beschloss die Anwendung der
offenen Methode der Koordinierung auch in
der Rentenpolitik. Im Dezember 2001 einig-
te man sich dann auf dem Gipfel von

http://europa.eu.int/comm/employment_
social/soc-prot/soc-incl/index_de.htm �

Drei Prozent der
Erwerbslosen-
bevölkerung in der
EU zählt zu den
Langzeitarbeitslosen
(mehr als zwölf
Monate). Schweißer
Wolfgang Hallmann
aus Belm bei Osna-
brück ist einer von
4.000 Langzeit-
arbeitslosen, denen
der Kreis Osnabrück
seit 1996 wieder
einen sozialversiche-
rungspflichtigen Job
vermittelt hat.
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Laeken auf gemeinsame Ziele für die künfti-
ge Zusammenarbeit, die sich an drei zentra-
len Grundsätzen orientieren:

1. Getreu dem Prinzip der generationen-
übergreifenden Solidarität sollen Ren-
tensysteme Armut und sozialer Ausgren-
zung von älteren Menschen wirksam 
vorbeugen, um ihnen auch im Alter ein 
Leben in Würde zu garantieren, Voraus-
setzung hierfür ist ein angemessenes 
Rentenniveau.

2. Um für ein möglichst günstiges Verhält-
nis zwischen Erwerbspersonen und 
Menschen im Ruhestand zu sorgen, ist 
das Beschäftigungsniveau insbesondere 
bei älteren Arbeitnehmern zu erhöhen, 
nur so sind die Rentensysteme auch in 
Zukunft finanzierbar. 

3. Viele Rentensysteme beruhen auf über-
holten Annahmen zu Familien- und 
Beschäftigungsstrukturen sowie zur Rol-
lenaufteilung zwischen Frauen und 
Männern. Eine Modernisierung der Ren-
tensysteme ist hier dringend geboten. 

Der Bericht zur Rentenpolitik, den die
Europäische Kommission im Frühjahr 2003

auf Grundlage der nationalen Strategie-
berichten erstellte, zeigte, das alle Mitglied-
staaten die Reform ihres Rentensystems
eingeleitet haben, wobei einige bereits in
den neunziger Jahren erste grundlegende
Reformen durchführten. Für uns als sozial-
demokratische Fraktion im Europäischen
Parlament ist hierbei Solidarität das höch-
ste Gebot. Deshalb setzen wir uns für die
Sicherung dauerhafter und universeller
Rentensysteme ein. Betriebliche Pensions-
fonds und private Altersvorsorge können
eine nützliche Ergänzung zu den staatli-
chen Rentensystemen bilden. Auf keinen
Fall aber dürfen die staatlichen Renten-
systeme, die auf Solidarität basieren, ge-
schwächt werden. Wir sind froh darüber,
dass wir trotz konservativer Mehrheiten im
Europäischen Parlament unsere wichtig-
sten Forderungen an die Mitgliedstaaten
durchsetzen konnten wie: 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen bei Reformen 
und der Festlegung ihrer künftigen Ren-
tenpolitik nie das ausgewogene Verhält-
nis zwischen sozialen und finanziellen 
Auswirkungen aus den Augen verlieren. 

2. Vollbeschäftigung ist eine der entschei-
denden Voraussetzungen für die Finan-
zierbarkeit der Altersversorgung. Eine 
höhere Beschäftigungsquote und wirt-
schaftliches Wachstum sind ausschlag-
gebend dafür, dass die öffentlichen 
Finanzen nicht durch zu hohe Ausgaben 
für die Renten überlastet werden. 

3. Es muss Schluss damit sein, dass Männer
in der Regel für ihre Arbeit eine höhere 
Rente beziehen als Frauen, was auf ein 
niedrigeres Einkommen berufstätiger 
Frauen zurückgeht. Eine Beseitigung der 
geschlechtsspezifischen Ungleichgewich-
te in den Rentensystemen kann erreicht 
werden, wenn es gelingt, die Beschäfti-
gungsquote für Frauen zu erhöhen. 

Ein Leben in Würde
sollen die Renten-
systeme den älteren
Menschen garan-
tieren: Seniorinnen
und Senioren im
Ludwigsburger
Schloßpark.
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4. Die Anhebung des effektiven Renten-
alters ist dringend geboten, um die Trag-
fähigkeit der Rentensysteme zu sichern. 
Damit Männer und Frauen länger arbei-
ten können, muss die Verlängerung des 
Arbeitslebens wirksam gefördert werden. 
Voraussetzung hierfür sind eine moder-
ne und anpassungsfähige Arbeitsorga-
nisation in den Betrieben, qualitativ gute 
Arbeitsplätze und entsprechende Ange-
bote für lebenslanges Lernen.

5. Eine weitere zentrale Forderung des 
Europäischen Parlaments betrifft die 
Generationengerechtigkeit. Solidarität 
ist nicht nur wichtig, wenn es um die 
Verteilung des Renteneinkommen unter 
den Rentnern einer Generation geht. 
Sie ist auch zwischen den Generationen 
nötig, damit künftige Generationen 
nicht übermäßig mit den Kosten der 
gegenwärtigen Generation belastet wer-
den. 

8.3 15 Systeme – ein Ziel: 
Für ein gesundes Europa

Die sozialen Sicherungssysteme der EU-
Staaten garantieren nicht nur bei Arbeits-
losigkeit, Krankheit, Arbeitsunfähigkeit
oder Ruhestand eine finanzielle Absiche-
rung. Sie ermöglichen den Menschen auch
eine angemessene Gesundheitsversorgung
und Langzeitpflege, deren Kosten häufig 
die finanziellen Möglichkeiten des/der
Patienten/in und seiner/ihrer Familie über-
steigen würden. Alle 15 Gesundheitssysteme
der EU, so unterschiedlich sie auch sind,
folgen letztlich vier Grundprinzipien, die das
Europäische Gesundheitsmodell ausma-
chen: 

1. Gesundheit ist kein rein ökonomisches 
Gut,

2. der Zugang zu Gesundheitsleistungen ist
ein Grundrecht,
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3. die Gesundheitssysteme beruhen auf 
einem Solidarprinzip,

4. der Staat spielt eine entscheidende Rolle 
als Regulator, Finanzier oder Erbringer 
von Leistungen.

Aber auch hier bedarf es einer engeren eu-
ropäischen Zusammenarbeit, da durch die
demographische Entwicklung und den
medizinisch-technischen Fortschritt die
langfristige Finanzierbarkeit der Gesund-
heitssysteme in allen Mitgliedstaaten auf
dem Prüfstand steht. Und waren Fragen der
Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege
bis vor kurzem noch nicht Gegenstand
europäischer Politik, da die Organisation
und Finanzierung der Gesundheitssysteme
den Mitgliedstaaten obliegt, so hat sich hier
seit 1999 ein Kurswechsel vollzogen. Nie-
mand kommt an den Problemen des Ge-
sundheitswesens vorbei und ihre Lösung ist
unverzichtbar für die Wahrung und Weiter-
entwicklung des europäischen Sozialmo-
dells, sie steht in direktem Zusammenhang
zur europäischen Sozial-, Wirtschafts- und
Beschäftigungspolitik. Deshalb haben die Mit-
gliedstaaten im März 2001 auch die Initiati-
ve des Europäischen Parlaments aufgegriffen
und auf dem Europäischen Rat von Barcelo-
na eine engere Zusammenarbeit vereinbart,
um insbesondere drei Ziele zu verwirklichen:

� den allgemeinen Zugang zur Gesund-
heitsversorgung unabhängig von Ein-
kommen oder Vermögen, 

� eine qualitativ hochwertige Gesundheits-
versorgung,

� die langfristige Finanzierbarkeit der Ge-
sundheitssysteme.

Zudem haben zahlreiche gesundheitspoliti-
sche Fragen inzwischen eine europäische
Dimension bekommen. Die nationalen Ge-

sundheitssysteme und Gesundheitspolitiken
in der EU sind viel stärker miteinander ver-
flochten, als dies in der Vergangenheit der
Fall war, so dass europäische Gesundheits-
politik in vielen Bereichen bereits konkret
stattfindet. So haben Patienten und Patien-
tinnen aus dem deutschen Rheinland heute
das Recht, mit ihrer deutschen Krankenver-
sicherungskarte niederländische Gesund-
heitszentren aufzusuchen, eine Vereinba-
rung der dortigen Euroregionen. Wachsen-
de Patientenmobilität und zunehmende
Versorgungsengpässe in vielen nationalen
Gesundheitssystemen haben nicht zuletzt
aufgrund mehrerer Urteile des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) dazu geführt,
dass die Zusammenarbeit in der europäi-
schen Gesundheitspolitik enger wird. Dabei
kann und soll es aber keinesfalls darum
gehen, die nationalen Gesundheitssysteme
zu harmonisieren. Doch die Mitgliedstaaten
müssen die Entscheidungen des EuGHs
umsetzen. So dürfen sich Pflichtversicherte
ohne eine vorher eingeholte Genehmigung
ihrer Krankenkasse im EU-Ausland ambu-
lant behandeln lassen. Und eine stationäre
Behandlung in einem anderen Mitgliedstaat
darf ihnen nicht untersagt werden, wenn in
ihrem Heimatland eine unzumutbare War-
tezeit für die Operation besteht. Auch Hilfs-
mittel wie Brillen oder Krücken dürfen im
Ausland gekauft werden, wobei die heimi-
sche Krankenkasse aber nur den normalen
Kostensatz erstattet. Vor diesem Hintergrund
ist 2003 eine europäische Expertengruppe
eingesetzt worden, die unter Einbeziehung
der nationalen Gesundheitsminister kon-
krete Vorschläge für einen strukturierten
Erfahrungsaustausch zur langfristigen Si-
cherstellung von allgemeiner Zugänglich-
keit, Qualität, Leistungsfähigkeit und Finan-
zierbarkeit der Gesundheitssysteme erarbei-
tet. Das Europäische Parlament verlangt
auch hier den Einstieg in die Politik der
offenen Koordinierung und einen Beschluss
über gemeinsame Ziele und Indikatoren.
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9.1 Verfassungsentwurf stärkt 
Europäische Sozialpolitik

Für das Europäische Parlament steht außer
Zweifel: Im Dezember 2003 ist zwar in
Brüssel der Verfassungsgipfel gescheitert –
nicht aber die Europäische Verfassung. Der
Konvent zur Zukunft der Europäischen
Union hat gute Arbeit geleistet. Zu den 
erzielten Erfolgen gehört auch die Fest- 
und Fortschreibung europäischer Sozial-
politik. Die Aufnahme der Europäischen
Charta der Grundrechte in die Verfassung
bedeutet einen Durchbruch für das Eu-
ropäische Sozialmodell. Deshalb müssen
auch alle weiteren Beratungen über eine
Verfassung der EU auf der Basis des vom
Konvent vorgelegten Verfassungsentwurfs
erfolgen. 

Mit der Aufnahme der Europäischen Grund-
rechtecharta in die Verfassung werden erst-
mals auch soziale Grundrechte EU-weit ein-
klagbar. Dazu zählen u.a.:

� das Recht, Gewerkschaften zu gründen 
und deren Mitglied zu werden, 

� das Recht der Arbeitnehmer/innen auf 
rechtzeitige Unterrichtung und Anhö-
rung zu wichtigen betrieblichen Ent-
wicklungen,

� das Recht auf den Abschluss von Tarif-
verträgen, 

� das Recht auf Streiks zur Durchsetzung 
kollektiver Interessen. 

Darüber hinaus schreibt die Grundrechte-
charta gerechte und angemessene Arbeits-
bedingungen vor, sichert Schutz vor unge-
rechtfertigter Entlassung, garantiert Eltern-
urlaub sowie den Anspruch auf Leistungen
der sozialen Sicherheit und Zugang zum
Gesundheitsschutz. 

Für die künftige Entwicklung der EU sind
ferner die Art. 2 und 3 des Verfassungs-
entwurfs wichtig, in denen die Grundwerte
und Ziele festgeschrieben werden: Die EU
zeichnet sich aus durch „Pluralismus, Tole-
ranz, Gerechtigkeit, Solidarität und Nicht-
diskriminierung“. Sie strebt eine „wett-
bewerbsfähige soziale Marktwirtschaft“ an,
„die auf Vollbeschäftigung und sozialen
Fortschritt“ ausgerichtet ist. Ferner zählt es
zu den obersten Geboten der EU soziale
Ausgrenzung und Diskriminierung zu be-
kämpfen, sozialen Schutz zu garantieren,
die Gleichstellung von Frauen und Männern
zu fördern, die Solidarität zwischen den
Generationen zu stärken und den Schutz
der Rechte des Kindes zu schützen. 

Die bereits bestehenden Vertragsbestim-
mungen zur europäischen Sozialpolitik
wurden weitestgehend in den Verfassungs-
entwurf übernommen. Somit gilt auch in
Zukunft das Prinzip der Einstimmigkeit im
Ministerrat, wenn es um Fragen der sozia-
len Sicherheit, des Kündigungsschutzes
sowie der Vertretung und kollektiven Wahr-

9. PERSPEKTIVEN FÜR DAS SOZIALE EUROPA

Trotz des Scheiterns
des EU-Verfassungs-
gipfels im Dezem-
ber 2003 wird es ein
Zurück hinter den
vom Verfassungs-
konvent erarbeite-
ten Entwurf nicht
geben: 
Der Präsident des
EU-Verfassungs-
konvents Valéry
Giscard d´Estaing
(r.) und das sozial-
demokratische
Konventsmitglied
Jo Leinen MdEP bei
der Präsentation
des Entwurfs für
eine Europäische
Verfassung. Mitte:
Charles Ferdinand
Nothomb, Vor-
sitzender der
Europäischen
Bewegung Belgiens.
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nehmung von Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berinteressen einschließlich der Mitbestim-
mung geht (Art. III-104, Absatz 1 c, d und f).
Dafür ist es den sozialdemokratischen Kon-
ventsmitglieder aber gelungen, der bereits
seit einigen Jahren auch in der Sozialpolitik
praktizierten offenen Methode der Koordinie-
rung eine vertragliche Grundlage zu geben. 

Für das soziale Europa konnte noch ein
weiterer großer Erfolg im Konvent erzielt
werden: Der Fortbestand qualitativ hoch-
wertiger Dienste von allgemeinem Interesse
soll in Zukunft über europäische Gesetze
garantiert werden. Derartige Regelungen
sollen z.B. sicherstellen, dass Pflege- und
Krankendienste oder Kindertagesstätten
der sozialen Wohlfahrtsverbände nicht dem
vollen Wettbewerb ausgesetzt werden. Ziel
ist es, den zunehmenden Privatisierungen
und der schleichenden Liberalisierung im
Bereich der Dienste von allgemeinem Inte-
resse entgegen zu treten. 

9.2 Die Erweiterung der EU und 
die Arbeitnehmerfreizügigkeit

Die sozialpolitischen Mindeststandards der
Europäischen Union gelten ab dem Tag des
Beitritts, d.h. ab dem 1. Mai 2004, auch in
den neuen Mitgliedstaaten. Das gilt ebenso
für beschäftigungspolitische Vorschriften
und Zielvorgaben. Die entsprechenden Ge-
setze und Maßnahmen sind von den neuen
Mitgliedstaaten bereits im Vorfeld des Bei-
tritts verabschiedet worden. Deren Einhal-
tung gilt es allerdings streng zu kontrollie-
ren, um ein Sozialdumping in den neuen
Mitgliedstaaten zu verhindern. 

Zur Stabilisierung der eigenen Arbeitsmärk-
te setzten die deutsche und österreichische

Regierung in den Beitrittsverhandlungen
eine gestaffelte Übergangsregelung durch, mit
der die Mitgliedstaaten ihren Arbeitsmarkt
nun maximal sieben Jahre schützen kön-
nen. Die gemachten Erfahrungen bei der
Süderweiterung um Spanien und Portugal
von 1986 und die aktuellen Prognosen
geben allerdings keinen Anlass eine massive
Einwanderung von Arbeitnehmern/innen
aus den Beitrittsstaaten zu befürchten. 

In den ersten zwei Jahren dürfen die Mit-
gliedstaaten die früher getroffenen nationa-
len Regelungen zur Abschottung ihrer
Arbeitsmärkte beibehalten. Nach Vorlage
eines Evaluierungsberichts bei der Europä-
ischen Kommisson können sie diesen Zeit-
raum um weitere drei Jahre verlängern.
Eine weitere Verlängerung um zwei Jahre
ist möglich, wenn eine schwere Störung des
Arbeitsmarktes oder die Gefahr einer sol-
chen Störung vorliegt. Nach spätestens sie-
ben Jahren gilt dann die volle Arbeit-
nehmerfreizügigkeit. Diese Regelung gilt
gegenüber allen Beitrittsländern mit Aus-
nahme von Malta und Zypern. 

Grundsätzlich eröffnet dieses sogenannte
2+3+2 Modell allen Mitgliedstaaten die
Möglichkeit, ihren Arbeitsmarkt bereits
früher zu öffnen. Das Vereinigte Königreich
und Irland wollen beispielsweise bereits in
den ersten beiden Jahren ihren Arbeits-
marktzugang teilweise öffnen. Dagegen
werden Deutschland, Österreich, Frank-
reich und Finnland sowie die meisten ande-
ren EU-Staaten die ersten zwei Jahre auf
jeden Fall in Anspruch nehmen. 

Als einzige Mitgliedstaaten dürfen Deutsch-
land und Österreich übrigens auch die
Dienstleistungsfreiheit in bestimmten Be-
reichen (Bausektor, Innendekoration und
Gebäudereinigung) einschränken. Anson-
sten gilt auch für die neuen Mitgliedstaaten
die Entsenderichtlinie. 

http://european-convention.eu.int/
bienvenue.asp?lang=DE�
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Was kaum jemand weiß, ist, dass schon
heute rund 100.000 Bürger/innen aus den
Beitrittstaaten aufgrund von bilateralen
Abkommen legal und sozialversichert in
Deutschland arbeiten. Außerdem wurden
2003 über 300.000 Saisonarbeitnehmer/
innen und mehr als 6600 Schausteller-
gehilfen aus Mittel- und Osteuropa für
befristete Tätigkeiten zugelassen. Hinzu
kommen – auch zukünftig – Werkvertrags-
arbeitnehmer/innen, die im Rahmen von
Firmenkooperationen für Firmen aus den
Beitrittsländern in Deutschland als entsand-
te Arbeitnehmer tätig werden können (rund
47.000). 

Eine darüber hinausgehende Öffnung des
deutschen Arbeitsmarktes vor dem 1. Mai
2011 wird nur erfolgen, wenn sich die
Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt
bis dahin spürbar entspannt hat. 

Die Einschränkung der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit darf aber nicht den Blick dafür
verstellen, dass die Übernahme der europäi-
schen Sozialstandards und die Politik der 
offenen Koordinierung dazu beitragen,
Arbeitsmarktpolitik, Arbeitsbedingungen,
sozialen Dialog, Geschlechtergleichstellung
und die Bekämpfung der sozialen Ausgren-
zung in den Beitrittsstaaten zu verbessern. 

9.3 Sozialpolitische Agenda 

Als Fahrplan zur Durchführung der soge-
nannten Lissabon-Strategie brachte die
Europäische Union im Jahr 2000 die
Sozialpolitische Agenda auf den Weg. Damit
verständigten sich Staats- und Regierungs-
chefs, Europäisches Parlament und Euro-
päische Kommission für die Zeit von 2001
bis 2005 auf ein Aktionsprogramm zur wirt-
schaftlichen und sozialen Erneuerung, um
die Rückkehr zur Vollbschäftigung zu errei-
chen. Die Agenda hält ganz konkret fest,

wann die Kommission welche sozial- oder
beschäftigungspolitischen Gesetzesvor-
schläge vorlegen oder entsprechende Initia-
tiven ergreifen wird. Dabei geht es auch um
die Anwendung der offenen Koordinie-
rungsmethode, den sozialen Dialog sowie
den gezielten Einsatz des Europäischem
Sozialfonds und anderer Gemeinschaftspro-
gramme.  

Über die Umsetzung der Sozialpolitischen
Agenda erstattet die Kommisson jedes Jahr
Bericht und aktualisiert den Fahrplan für
die nächsten Jahre. Gleichzeitig nimmt das
Europäische Parlament eine kritische Be-
urteilung der erreichten Fortschritte vor.
2003 hat das Europäische Parlament zum
Beispiel Verzögerungen bei der Umsetzung

Sozialschutz in der EU
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der Sozialpolitischen Agenda kritisiert und
die Kommission dazu aufgerufen, auch die
vom Europäischen Parlament geforderten
Initiativen in die Sozialpolitische Agenda
mitaufzunehmen. Das Parlament forderte
die Kommission vor allem auf, die noch
ausstehenden Gesetzesvorschläge zur No-
vellierung der Richtlinie für die Euro-
päischen Betriebsräte sowie die Überarbei-
tung der Arbeitszeitrichtlinie und eine neue
Richtlinie zu Einzelentlassungen vorzule-
gen. 

Die europäischen Sozialdemokraten sind
sich darin einig, dass die schwierige kon-

junkturelle Lage der letzten Jahre nicht zu
Abstrichen bei der sozialpolitischen Agenda
führen darf. Die derzeitige Situation ver-
langt nach Ansicht der Sozialdemokra-
tischen Fraktion im Europäischen Parla-
ment vielmehr nach einem noch stärkeren
Engagement in der gesamten Beschäfti-
gungs- und Sozialpolitik. Sie wird sich
daher auch für eine ebenso ambitionierte
Sozialpolitische Agenda für die Jahre 2006
bis 2010 einsetzen.
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http://europa.eu.int/comm/employment_
social/social_policy_agenda/social_pol_
ag_de.html
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Quo vadis Europa?
Die europäischen
Sozialdemokraten
sind sich einig: Zum
Weg in ein Soziales
Europa gibt es keine
Alternative, denn nur
ein soziales Europa
ist ein gutes Europa.

Zeichnung:
Reinhold Löffler
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